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9. Chronologie der Europäischen Integration 1988

Januar

Ministerrat
1. Januar: Der Ratsvorsitz geht von Dänemark
an die Bundesrepublik Deutschland über.

Algerien
10. Januar: Kommissionspräsident Jacques De-
lors stattet Algerien einen offiziellen Besuch
ab und führt Gespräche über die wirtschaft-
liche und finanzielle Lage Algeriens, das
maghrebinische Aufbauwerk und die Möglich-
keiten für eine engere Zusammenarbeit im
Anschluß an die Unterzeichnung des Zusatz-
protokolls.

Europäische Politische Zusammenarbeit
12. Januar: Die Zwölf fordern im Rahmen der
EPZ Israel auf, von einer Deportation palästi-
nensischer Zivilisten aus den besetzten Gebie-
ten Abstand zu nehmen.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich
13. Januar: Der französische Verteidigungsmi-
nister Andre Giraud berät in Bonn mit seinem
deutschen Amtskollegen Manfred Wörner
Fragen der gemeinsamen deutsch-französi-
schen Verteidigungspolitik.

Europäisches Film- und Fernsehjahr
14. Januar: Kommissar Carlo Ripa di Meana
gibt das Programm und die Ziele für das Euro-
päische Film- und Fernsehjahr 1988 bekannt.

Europäische Politische Zusammenarbeit
14. Januar: Die Zwölf appellieren an die Präsi-
denten der Staaten Mittelamerikas, sich auf
ihrem anstehenden Treffen für eine Errei-
chung des Friedens mit politischen Mitteln

und eine Stärkung der Demokratie in dieser
Region einzusetzen.

Finnland
75. Januar: Der finnische Außenhandelsmini-
ster und amtierende Vorsitzende des EFTA-
Rates, P.E. Salolainen, stattet der EG-Kom-
mission in Brüssel einen Besuch ab und führt
Gespräche über die Vorbereitungen der Mini-
stertagung EG-EFTA und die Perspektiven
für das Treffen zwischen Kommissionsmitglied
Willy De Clercq und den EFTA-Ministern im
Juni in Tampere (Finnland).

Norwegen
18. Januar: Der für auswärtige Beziehungen
zuständige Ausschuß des norwegischen Parla-
ments (Storting), der einen Bericht zu dem
Weißbuch der norwegischen Regierung über
die Beziehungen zwischen Norwegen und der
EG erstellt hat, stattet der EG-Kommission ei-
nen Besuch ab und führt Gespräche über den
Stand der Integration und die Perspektiven für
die Zusammenarbeit zwischen der EG und der
EFTA.

Agrarpolitik
18.-20. Januar: Der Rat der Landwirtschafts-
minister berät auf seiner Tagung in Brüssel
über Vorschläge zur Stillegung landwirtschaft-
licher Nutzflächen und die Einführung von
Agrarstabilisatoren insbesondere für Getrei-
de, Ölsaaten und Eiweißpflanzen.

Europäisches Parlament
18.-22. Januar: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten beschäftigen sich mit
den Beziehungen der EG zur Türkei, Rumä-
nien, Japan, Jugoslawien, Israel und den AKP-
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Staaten (Amerika, Karibik, Pazifik), sowie mit
Agrarfragen und dem Problem der Atommüll-
entsorgung. Das EP verabschiedet eine Reso-
lution für mehr Transparenz in den Aktionen
der EG durch größere Publizität, fordert die
Gemeinschaft auf, den Tourismus zu fördern
und Aktivitäten zur Verminderung von Gewalt
und Vandalismus während Sportveranstaltun-
gen in die Wege zu leiten. Der neue Ratsvor-
sitzende, der deutsche Außenminister Hans-
Dietrich Genscher, nennt in seiner Rede am
20. Januar vor dem EP die Verwirklichung des
Binnenmarktes, die Reform der Agrarpolitik
und der Finanzgrundlagen der EG sowie eine
Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalts als Hauptziele der deutschen
Präsidentschaft. Der Präsident der EG-Kom-
mission stellt am gleichen Tag sein Arbeitspro-
gramm für 1988 dem EP vor, in dessen Mittel-
punkt die zielstrebige Vollendung des Binnen-
marktes, die Schaffung eines gemeinsamen
Wirtschafts- und Sozialraumes und der Aus-
bau der gemeinsamen Politik in den übrigen
Bereichen steht.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich
22. Januar: Der deutsche Bundeskanzler Hel-
mut Kohl und eine Regierungsdelegation un-
terzeichnen bei den 51. bilateralen Regie-
rungskonsultationen anläßlich der gemeinsa-
men Feierlichkeiten zum 25. Jahrestag der Un-
terzeichnung des deutsch-französischen
Freundschaftsvertrages zwei Zusatzprotokolle
zum Elysee-Vertrag: die Schaffung eines
deutsch-französischen Verteidigungs- und Si-
cherheitsrates sowie eines Finanz- und Wirt-
schaftsrates; außerdem beschließen sie die
Aufstellung eines deutsch-französischen
Großverbandes in Form einer Brigade in Böb-
lingen (bei Stuttgart), konkretisieren das
deutsch-französische Hochschulkolleg und
tauschen Noten aus über den Kulturrat sowie
über die Stiftung eines Adenauer-de-Gaulle-
Preises zur Würdigung und Ermutigung her-
ausragender Leistungen für die deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit

Agrarpolitik
23.124. Januar: Der Rat der Landwirtschafts-
minister setzt seine Tagung vom 18.-20. Ja-
nuar in Brüssel fort und berät über die Vorbe-
reitungen zum Europäischen Rat im Februar.

Allgemeine Angelegenheiten
25. Januar: Der Rat der Außenminister geneh-
migt auf seiner Tagung in Brüssel die Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung verschiede-
ner Gemeinschaftszollkontingente für Fisch-
und Rindfleischimporte, befaßt sich mit den
Kommissionsvorschlägen zur Agrar- und Fi-
nanzreform der EG und bereitet sich auf den
Europäischen Rat im Februar und die gemein-
same Ministertagung mit den EFTA-Staaten
vor.

Europarat
25.-28. Januar: Die Parlamentarische Ver-
sammlung fordert auf ihrer ordentlichen Sit-
zung einen besseren Schutz vor Nuklearunfäl-
len, schlägt eine Reihe von Maßnahmen hier-
für vor und berät über den Golf-Krieg und das
Verkehrswesen. Am 25. Januar eröffnet der
Ehrenpräsident, König Juan Carlos I. von Spa-
nien mit einer Rede vor der Versammlung die
Europäische Nord-Süd-Kampagne über Inter-
dependenz und Solidarität. Aus Protest gegen
den Visumzwang Frankreichs für Parlamenta-
rier, die nicht aus den EG-Staaten kommen,
beendet der ER seine Sitzung vorzeitig.

Deutsch-französisches Hochschulkolleg
26. Januar: Der Bevollmächtigte der Bundesre-
publik Deutschland für kulturelle Angelegen-
heiten im Rahmen des Elysee-Vertrages, Lo-
thar Späth, eröffnet in Stuttgart die konstituie-
rende Sitzung des Deutsch-französischen
Hochschulkollegs, das in Zukunft zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und Frankreich
Doppeldiplome ermöglichen soll, die zugleich
den akademischen Abschluß im anderen Land
bescheinigen.

Europäische Politische Zusammenarbeit
26. Januar: Die Zwölf geben im Rahmen der
EPZ eine Erklärung zu Mittelamerika nach
dem Gipfel von San Jose (Costa Rica) ab, be-
grüßen die Bereitschaft der Präsidenten, ihren
Verpflichtungen aus dem Abkommen von Es-
quipulas nachzukommen, plädieren für eine
Fortsetzung des politischen Dialogs und verur-
teilen die Zerstörung eines südkoreanischen
Flugzeugs am 29. November 1987.
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Februar

Wirtschafts- und Sozialausschuß
27.1 28. Januar: Auf der 252. Plenartagung des
WSA werden Stellungnahmen zu Industrieer-
zeugnissen, Nahrungsmitteln, Landwirt-
schaftsstabilisatoren, Tierzucht, alternativen
Energiequellen, Eigenmitteln der EG, zum
Forschungsprogramm der GFS, FAST-Pro-
gramm, Veterinärrecht, Seeverkehr, zur Kern-
fusion, Biotechnologie, Steuerbefreiungen,
Straßenverkehrssicherheit und zur Haushalts-
disziplin verabschiedet. Kommissionspräsident
Jacques Delors stellt das Arbeitsprogramm
der EG-Kommission vor; EP-Präsident Lord
Henry Plumb hält ein Referat zu den Bezie-
hungen zwischen dem Ausschuß und dem EP,
in dem er sich für einen Ausbau der Zusam-
menarbeit ausspricht.

Helsinki
28. Januar: Der für Binnenmarktpolitik zustän-
dige Vizepräsident der EG-Kommission, Lord
Cockfield, führt in Helsinki Gespräche über
die immer stärkere Wirtschaftsintegration der
EG und der EFTA sowie über die konkrete
und pragmatische Zusammenarbeit in mehre-
ren Bereichen.

Februar

Allgemeine Angelegenheiten
1.12. Februar: Der Rat der Außenminister be-
reitet auf einer Sondersitzung das bevorste-
hende Gipfeltreffen der Staats- und Regie-
rungschefs in Brüssel vor (11./12. Februar) und
kann sich nicht über die anstehenden Haus-
halts- und Finanzfragen sowie in der Wahl der
Mittel zur Begrenzung der Agrarausgaben der
EG einigen.

Europäische Freihandelszone
2. Februar: Die Wirtschafts- und Handelsmini-
ster der Mitgliedstaaten von EG und EFTA
bekräftigen auf einem Treffen in Brüssel ihren
Willen, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zu
stärken und Handelshemmnisse abzubauen,
erinnern in einer Erklärung an die eingegange-
ne Verpflichtung zur Schaffung eines dynami-
schen europäischen Wirtschaftsraumes und
kündigen den Abbau technischer Handels-
hemmnisse durch die Angleichung von Nor-

men und den Austausch von Informationen
über geplante technische Verordnungen an.
Der österreichische Vertreter, Wirtschaftsmi-
nister Robert Graf, schließt eine spätere Mit-
gliedschaft seines Landes in der EG nicht aus.

Binnenmarktpolitk
2. Februar: Der Ministerrat für Binnenmarkt-
politik setzt auf seiner Tagung in Brüssel seine
Beratungen über die Vereinbarung über ein
Gemeinschaftspatent fort, kann aber keine Ei-
nigung erzielen und beauftragt den Vorsitz
und die EG-Kommission, die noch offenen
technischen Fragen zu klären.

Europäische Politische Zusammenarbeit
3. Februar: Die Zwölf verurteilen im Rahmen
der EPZ den gewaltsamen Abbruch der Wah-
len in Haiti vom 29. November 1987, stellen
fest, daß es den Wahlen vom 17. Januar 1988
an repräsentativer Qualität fehle und appellie-
ren daher an die Regierung und die politi-
schen Kräfte des Landes, den Weg nationaler
Aussöhnung zu beschreiten und im Geist kon-
struktiver Zusammenarbeit die Voraussetzun-
gen für ein friedliches Zusammenleben unter
Bedingungen echter Demokratie und strikter
Achtung der Menschenrechte zu schaffen. Ge-
genüber der Regierung von Honduras geben
die Minister ihrer tiefen Besorgnis über das
Wiederaufflammen gewalttätiger Aktionen
durch bewaffnete Gruppen Ausdruck und ru-
fen die honduranische Regierung auf, ihr
Möglichstes zur Stärkung des Rechtssystems
und der Respektierung der Menschenrechte
zu tun.

Europäische Politische Zusammenarbeit
8. Februar: Die Zwölf geben auf einer Tagung
im Rahmen der EPZ, an der auch der jordani-
sche König Hussein teilnimmt, eine Erklärung
zum Nahen Osten ab, in der sie den Status quo
in den von Israel besetzten Gebieten als un-
haltbar bezeichnen, unterstützen den Plan ei-
ner internationalen Friedenskonferenz unter
der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen
und sagen der palästinensischen Bevölkerung
zusätzlich zum Entwicklungsprogramm der
EG humanitäre Hilfe zu.
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Agrarpolitik
8. Februar: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster verabschiedet auf seiner Tagung in Brüs-
sel eine Regelung für die Importe von Rind-
fleisch und Rindern in die EG und einigt sich
über die Modalitäten für eine künftige Kon-
trolle der Milchproduktion, die individuell bei
den Produzenten und nicht mehr auf der Ebe-
ne der Molkereien durchgeführt werden soll.

Europäisches Parlament
8.-12. Februar: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Zu Beginn der Tagungswoche lehnen die
Abgeordneten zum zweiten Mal eine Abstim-
mung über die Neuregelung der Handelsbezie-
hungen zu Israel ab, geben damit ihrem Pro-
test gegen die Vorgänge in den besetzten Ge-
bieten Ausdruck, fordern die Regierungen der
Mitgliedstaaten auf, einen Rechtsrahmen zum
Schutz diskriminierter Ausländer auszuarbei-
ten und so rassistischen und faschistischen
Tendenzen entgegenzuwirken. Mit einer Re-
solution zur Achtung der Bürgerrechte wendet
sich das EP gegen die Verhaftung von fried-
lichen Demonstranten in der DDR; es begrüßt
die Entscheidung des amerikanischen Kon-
gresses, weitere Hilfe für die Aufständischen
in Nicaragua abzulehnen, fordert ein Ende je-
der militärischen Einmischung in Mittelameri-
ka und verabschiedet eine Resolution zur An-
gleichung der nationalen Sozialordnungen, um
die Gleichstellung der Arbeitnehmer in der
EG sicherzustellen.

Wirtschafts- und Finanzpolitik
9. Februar: Der Rat der Wirtschafts- und Fi-
nanzminister berät auf seiner Tagung in Brüs-
sel die Schaffung eines europäischen Finanz-
raumes und äußert sich grundsätzlich positiv
über die Vorschläge der EG-Kommission zur
vollständigen Liberalisierung des Kapitalver-
kehrs.

Europäischer Rat
11.-13. Februar: Die Staats- und Regierungs-
chefs einigen sich auf ihrer Tagung in Brüssel
auf Maßnahmen zur Begrenzung der Agrar-
ausgaben und Änderungen im Finanzsystem
der EG: Im Agrarbereich wird es bei der
Überschreitung bestimmter Obergrenzen für
Überschußprodukte wie Getreide und Ölsaa-

ten eine Senkung der Garantiepreise geben,
daneben wird künftig die Zahlung einer Prä-
mie für die freiwillige Stillegung von Ackerflä-
chen angeboten; bei der Finanzierung des Ge-
meinschaftshaushaltes wird der Mitgliedsbei-
trag künftig nach einem jedes Jahr neu festzu-
setzenden Prozentsatz des BSP berechnet; die
EG-Ausgaben sollen weiterhin bis 1992 nicht
mehr als 1,3% des gesamten BSP der EG be-
tragen.

Europäischer Industriepreis
15. Februar: Der Vizepräsident der EG-Kom-
mission, Karl-Heinz Narjes, überreicht den er-
sten „Preis für Industriedesign" der EG an
drei Unternehmen.

Entwicklungspolitik
18. Februar: Der Rat der Minister für Entwick-
lungshilfe berät auf einem informellen Treffen
in Kreuth über die im Herbst beginnenden
Verhandlungen zum vierten Lome-Abkom-
men zwischen der EG und den Staaten der
Dritten Welt und über die Verschuldung der
afrikanischen Staaten.

Allgemeine Angelegenheiten
22. Februar: Der Rat der Außenminister bestä-
tigt auf seiner Tagung in Brüssel die Beschlüs-
se des Brüsseler Gipfels, berät über das weite-
re Vorgehen, die demographische Entwick-
lung in Europa, einen geplanten „europä-
ischen Jugendkongreß" in Straßburg, Ver-
handlungen im Textilbereich, die GATT-Uru-
guay-Runde und die Vorbereitung der 4. Mini-
sterkonferenz EWG - Mittelamerika in Ham-
burg.

Haushaltspolitik
23.124. Februar: Der Ministerrat für Haushalts-
politik kann sich auf seiner Tagung in Brüssel
nicht endgültig auf einen Haushalt für 1988 ei-
nigen: zwar besteht ein Konsens über die Aus-
gaben, die italienische Regierung verweigert
jedoch ihre Zustimmung, da ihrer Meinung
nach Italien bei der Finanzierung einer Bei-
tragsrückerstattung für Großbritannien mehr
zahlen müsse als andere EG-Länder.
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Februar

Soziale Dimension des Binnenmarktes
24. Februar: Die EG-Kommission nimmt die
Leitlinien der Sozialpolitik für die nächsten
Jahre an, in denen es um eine wirtschaftliche
und sozial ausgeglichene Verwirklichung des
Binnenmarktes und um eine klare Antwort auf
die Bedenken der Gewerkschaften hinsichtlich
der sozialen Folgen des Binnenmarktes geht.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
24.125. Februar: Auf der 253. Plenartagung des
WSA werden Stellungnahmen zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten über Bauprodukte, Steuerbefreiung, zu
Lebensmitteln, grenzüberschreitenden Ar-
beitsmarktproblemen, zur Chancengleichheit
von Männern und Frauen, Stillegung von land-
wirtschaftlichen Flächen und zu Energieein-
sparungen verabschiedet.

Europäische Politische Zusammenarbeit
25. Februar: Die Zwölf geben im Rahmen der
EPZ eine Erklärung zu Südafrika ab, in der sie
die Aufhebung des Verbots politischer Tätig-
keit für Antiapartheid-Organisationen for-
dern, und äußern sich zum geplanten Abzug
sowjetischer Truppen aus Afghanistan.

Marokko/Fischereipolitik
25. Februar: Die EG und Marokko einigen sich
auf ein Fischereiabkommen, mit dem das seit
Jahresbeginn bestehende Fangverbot für spa-
nische und portugiesische Fischer aufgehoben
wird.

Bildungspolitik
25.126. Februar: Der Rat der Bildungsminister
berät auf einem informellen Treffen in Mün-
ster die gegenseitige Anerkennung von Bil-
dungsabschlüssen innerhalb der EG mit Blick
auf den angestrebten Binnenmarkt sowie fi-
nanzielle Unterstützung von Regionen mit ge-
ringen Bildungs- und Weiterbildungsmöglich-
keiten.

Umweltpolitik
27. Februar: Der Rat der Umweltminister berät
auf einer informellen Tagung in Kreuth über
die Möglichkeit der Nutzung der Agrarstruk-
turpolitik für eine verstärkte Zusammenarbeit
zwischen Landwirtschaft und Umweltschutz.

Haushaltspolitik
29. Februar: Der Ministerrat für Haushaltspo-
litik setzt seine unterbrochene Tagung vom
23./24. Februar in Brüssel fort. Die Minister
einigen sich zwar auf die Zahlen für den Haus-
halt 1988, Italien will jedoch nur zustimmen,
wenn klargestellt wird, daß diese Zahlen vor-
behaltlich einer endgültigen Interpretation der
Beschlüsse von Brüssel über die Finanzierung
der britischen Beitragsrückerstattung und der
künftigen vierten Einnahmequelle gelten.

Neuseeland
29. Februar: Der neuseeländische Außenmini-
ster Marshall führt in Brüssel Gespräche mit
Kommissions-Vizepräsident Frans Andriessen
und Kommissionsmitglied Willy De Clercq
über die Ergebnisse des Europäischen Rates
in Brüssel und seine Auswirkungen auf die
künftige wirtschaftliche und politische Ent-
wicklung der EG sowie auf die Weltagrarwirt-
schaft und den internationalen Handel.

Fischereipolitik
29. Februar - 1. März: Der Ministerrat für
Fischereipolitik gelangt auf seiner Tagung in
Brüssel zu einer globalen Einigung über die
autonomen Zollkontingente für Fischereier-
zeugnisse für 1988 und berät über die Bezie-
hungen zu Marokko, die weiße Zone in der
Ostsee, die seit dem Abkommen zwischen
Schweden und der Sowjetunion den europä-
ischen Fischern nicht mehr offensteht, sowie
den Vorschlag über eine gemeinsame Markt-
organisation für Fischereierzeugnisse.

Zentralamerika
29. Februar - 1. März: Die EG, die Staaten
Zentralamerikas sowie die Staaten der Conta-
dora-Gruppen veröffentlichen zum Abschluß
ihrer vierten Konferenz auf Ministerebene in
Hamburg eine gemeinsame politische Erklä-
rung, in der sie die Friedensinitiative in der
zentralamerikanischen Region hervorheben,
und ein gemeinsames politisches Kommunique
zum Sofortaktionsplan, der Maßnahmen in
den Bereichen Nahrungsmittelhilfe, Repatri-
ierung und Wiedereingliederung von Flücht-
lingen und Vertriebenen, Sicherung der Ener-
gieversorgung und die Schaffung eines Fonds
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für die Wiederbelebung der Wirtschaft vor-
sieht.

März

Sowjetunion
1J2. März: Vertreter der EG-Kommission
empfangen eine sowjetische Delegation und
führen Gespräche über die künftigen Bezie-
hungen zwischen der EG und der UdSSR, ins-
besondere über den Inhalt eines eventuellen
Abkommens zwischen beiden Partnern.

Europäische Politische Zusammenarbeit
2. März: Die Zwölf geben im Rahmen der EPZ
eine Erklärung zu den jüngsten Ereignissen in
Panama ab.

Türkei
3. März: Der türkische Ministerpräsident, Tur-
gut Özal, führt in Brüssel Gespräche mit Kom-
missionspräsident Jacques Delors über das As-
soziierungsabkommen zwischen der Türkei
und der EG sowie den Antrag der Türkei auf
Beitritt in die EG.

Vereinigte Staaten von Amerika
3.-5. März: Der für die Gemeinsame Agrarpo-
litik zuständige Vizepräsident der EG-Kom-
mission, Frans Andriessen, hält sich zu einem
offiziellen Besuch in Washington auf, wo er
Gespräche mit dem Sonderbeauftragten für
die Handelsverhandlungen, Yeutter, und
Landwirtschaftsminister Lyng über die multi-
lateralen Handelsverhandlungen (Uruguay-
Runde) führt.

Kanada
4. März: Der kanadische Premierminister Mul-
roney und der stellvertretende Außenminister
Taylor führen in Brüssel Gespräche mit Kom-
missionspräsident Jacques Delors über die Er-
gebnisse des Europäischen Rates in Brüssel,
die Halbzeitevaluierung der Uruguay-Runde
und die bilateralen Beziehungen.

Auswärtige Beziehungen
5.16. März: Der Rat der Außenminister berät
auf einer informellen Tagung in Konstanz
über die verstärkten Beziehungen der EG zu

Drittländern wie Norwegen, Kanada und Mal-
ta, über die Konferenz mit Vertretern latein-
amerikanischer Staaten in Hamburg, Men-
schenrechtsfragen bei den Wiener KSZE-Ver-
handlungen, die Ereignisse in den israelisch
besetzten Gebieten und kündigt einen offiziel-
len Protest der EG gegen das Betätigungsver-
bot für Antiapartheid-Organisationen in Süd-
afrika an.

Ägypten
5.-8. März: Kommissionsmitglied Claude
Cheysson stattet Ägypten einen offiziellen Be-
such ab und führt Gespräche mit Präsident
Mubarak und dem Ministerpräsidenten Sedki
über die Lage im Nahen Osten, die bilaterale
Zusammenarbeit und über die finanzielle und
Nahrungsmittelhilfe, die Ägypten von der EG
erhält.

Wirtschafts- und Finanzpolitik
7. März: Der Rat der Wirtschafts- und Finanz-
minister einigt sich auf seiner Tagung in Brüs-
sel über einen Haushaltsentwurf für 1988, der
nach dem Beschluß des Sondergipfels vom 11.
und 12. Februar von Italien blockiert worden

Agrarpolitik
7- 9. März: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster befaßt sich auf seiner Tagung in Brüssel
mit der Umsetzung der Schlußfolgerungen des
Europäischen Rates und beendet die Beratun-
gen über fast alle Stabilisatoren.

Europäisches Parlament
7.-11. März: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten verweigern wegen des
israelischen Verhaltens in den besetzten Ge-
bieten den im Ministerrat ausgehandelten Zu-
satzprotokollen zu bereits bestehenden Wirt-
schaftsabkommen mit Israel die Zustimmung
und protestieren mit einer Entschließung ge-
gen die israelische Politik. Der derzeitige Prä-
sident der EG, Bundeskanzler Helmut Kohl,
berichtet am 9. März dem EP über die Ergeb-
nisse des Europäischen Rates in Brüssel. Die
Mitglieder des EP begrüßen die Beschlüsse
des Rates, üben jedoch Kritik an der Flächen-
stillegungsoption im Agrarbereich, die nach
Meinung einiger Abgeordneter vor allem un-
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März

fruchtbare Böden erfassen werde, und äußern
die Befürchtung, die beschlossenen Grundsät-
ze könnten wieder verwässert werden.

Europäischer Rechnungshof
10. März: Der Rechnungshof genehmigt einen
Sonderbericht über die gemeinschaftlichen
und nationalen Verfahren und Systeme zur
Verwaltung des Europäischen Sozialfonds.

Europäische Politische Zusammenarbeit
11. März: Im Namen der Zwölf wird der Vor-
sitzende bei der südafrikanischen Regierung
wegen der bereits getroffenen oder geplanten
Maßnahmen gegen Antiapartheid-Organisa-
tionen vorstellig. Am 16. März richtet der
deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl in sei-
ner Eigenschaft als Präsident des Europä-
ischen Rates an Präsident Botha einen Gna-
denappell für die zum Tode verurteilten
„Sechs von Sharpeville".

ARIANE
13. März: Vom europäischen Raumfahrtzen-
trum Kourou in Französisch-Guyana startet ei-
ne Europa-Rakete vom Typ Ariane-3 und be-
fördert den französischen Fernmeldesatelliten
Telecom-I-c ins All.

Verkehrspolitik
14. März: Der Ministerrat für Verkehrspolitik
berät auf seiner Tagung in Brüssel über Zu-
gang zum Markt, Bildung der Beförderungs-
entgelte und einheitliche Anwendung der EG-
Sozialvorschriften im Güterkraftverkehr.

Binnenmarktpolitik
16. März: Die EG-Kommission nimmt ihren
dritten Bericht über die Durchführung des
Weißbuchs über die Vollendung des Binnen-
marktes zur Weiterleitung an den Rat und das
EP an.

Arbeits- und Sozialpolitik
16. März: Der Ministerrat für Arbeits- und So-
zialpolitik berät auf einem informellen Treffen
in Dortmund die Reform des europäischen So-
zialfonds, soziale Maßnahmen der EGKS und
die jüngsten Richtlinienvorschläge des Aus-
schusses für Gesundheit, Sicherheit und Hy-
giene am Arbeitsplatz.

Uruguay
18. März: Der Präsident von Uruguay, Julio
Maria Sanguinetti, führt in Brüssel Gespräche
mit Kommissionspräsident Jacques Delors
über die bilateralen Beziehungen zwischen der
EG und Uruguay, die Situation in Lateiname-
rika und die Entwicklung im Hinblick auf das
GATT.

Vereinigte Staaten von Amerika
18. März: Kommissionsmitglied Willy De
Clercq und die Industrieminister der vier Mit-
gliedstaaten des Airbus-Konsortiums (Spa-
nien, Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich und das Vereinigte Königreich) beraten
auf der zweiten Ministerkonferenz USA - EG
in Konstanz mit dem amerikanischen Handels-
beauftragten Yeutter über den Handel mit Zi-
villuftfahrzeugen.

Umweltpolitik
21. März: Der Ministerrat für Umweltpolitik
verabschiedet auf seiner Tagung in Brüssel ei-
ne Entschließung, in der er das „Europäische
Umweltjahr" 1987 würdigt, erörtert verschie-
dene Richtlinienvorschläge über Grenzwerte
für Chrom und Chloroform in Gewässern,
über die Begrenzung der Schadstoffemission
von Großfeuerungsanlagen und über Maßnah-
men im Umweltbereich zur Arbeitsplatzbe-
schaffung und beschäftigt sich mit dem Wiener
Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich
21. März: Die Teilnehmer des deutsch-franzö-
sischen Finanz- und Wirtschaftsrates beraten
auf ihrer ersten Sitzung über konjunkturelle
Entwicklungen sowie über die Haushaltspoli-
tik und stimmen darin überein, daß die wäh-
rungspolitische Zusammenarbeit beider No-
tenbanken zur Währungsstabilität beitrage.
21.-23. März: Zum ersten Mal führt die in
Zentralfrankreich stationierte 15. Infanterie-
division mit 3200 Soldaten ihr traditionelles
Jahresmanöver „Jourdan" in der Bundesrepu-
blik Deutschland (im Schwarzwald) durch.

Binnenmarktpolitik
22. März: Der Ministerrat für Binnenmarktpo-
litik verabschiedet auf seiner Tagung in Brüs-
sel eine Richtlinie, die zu größerer Transpa-
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renz bei der Vergabe von Lieferaufträgen der
öffentlichen Hand führen und damit zu einer
Öffnung der nationalen Märkte beitragen soll,
und berät über den Stand der Arbeiten hin-
sichtlich der Verwirklichung des Binnenmark-
tes und einen Richtlinienvorschlag für die
Harmonisierung der Rundfunktätigkeit.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ
22. März: Der Rat der Außenminister zieht auf
seiner Tagung in Brüssel Bilanz der bisherigen
Arbeiten zur Durchführung der Schlußfolge-
rungen des Europäischen Rates in Brüssel und
informiert sich über den Stand der Verhand-
lungen mit Ungarn über den Abschluß eines
Handels- und Kooperationsabkommens. Am
Rande der Tagung beraten die Zwölf im Rah-
men der EPZ über die KSZE und legen den
Standpunkt der Zwölf vor Abschluß der ge-
genwärtigen Verhandlungsrunde der Wiener
Folgekonferenz fest.

Haushaltspolitik
23. März: Der Vertreter der EG-Präsident-
schaft, der deutsche Finanzminister Gerhard
Stoltenberg, Kommissionspräsident Jacques
Delors und EP-Präsident Lord Plumb begin-
nen Gespräche zur Ausarbeitung einer interin-
stitutionellen Vereinbarung über die künftige
Budgetdisziplin.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
23.1 24. März: Der WSA genehmigt auf seiner
254. Plenartagung den Vorschlag für eine
Richlinie zum freien Personen- und Dienstlei-
stungsverkehr sowie Stellungnahmen zum frei-
en Warenverkehr, zur Biotechnologie, Veteri-
när- und Tierzuchtgesetzgebung, Transport-
statistik, zu Ausnahmeregelungen für Grup-
pen von Know-how-Vereinbarungen und zum
Transitverkehr der EG.

Indien
24.1 25. März: Kommissionsmitglied Claude
Cheysson stattet Indien einen offiziellen Be-
such ab, führt Gespräche mit Premierminister
Rajiv Gandhi über die Vertiefung der bilatera-
len Zusammenarbeit und ihre Ausweitung auf
neue Bereiche und unterzeichnet ein Finan-
zierungsabkommen für die Phase III (1987 -

1994) der „Operation Flood" - Ausbau des
Milchsektors.

Neuseeland
25. März: Der neuseeländische Außenhandels-
minister Moore führt in Brüssel Gespräche mit
Kommissions-Vizepräsident Frans Andriessen
über agrarpolitische Fragen im Rahmen der
multilateralen Handelsverhandlungen sowie
im Rahmen der bilateralen Beziehungen.

Europäische Politische Zusammenarbeit
28. März: Die Zwölf verabschieden im Rahmen
der EPZ eine Erklärung zu Nicaragua, in der
sie das Waffenstillstandsabkommen zwischen
der Regierung und den Aufständischen begrü-
ßen, und appellieren an die Betroffenen, den
Waffenstillstand in eine stabile Struktur dau-
erhaften Friedens und echter Demokratie um-
zusetzen.

Agrarpolitik
28.-30. März: Der Rat der Landwirtschaftsmi-
nister einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel
auf ein Maßnahmenbündel zur Beschränkung
der Überproduktion von Wein; damit hat er
die letzte Hürde zur Verabschiedung der auf
dem Brüsseler Gipfel beschlossenen Agrarre-
form genommen.

Cecchini-Bericht
29. März: Die EG-Kommission prüft die Stu-
die, die eine Gruppe unabhängiger Sachver-
ständiger unter dem Vorsitz von Paolo Cecchi-
ni erstellt hat, und gibt die Ergebnisse be-
kannt. In der Studie mit dem Titel „Europa
1992 - die große Herausforderung" werden
ebenso wie in dem Padoa-Schioppa-Bericht
„Effizienz, Stabilität und Verteilungsgerech-
tigkeit: eine Entwicklungsstrategie für das
Wirtschaftssystem der Europäischen Gemein-
schaft" die Kosten der gegenwärtigen internen
Abschottung des Binnenmarktes untersucht;
ferner werden Schätzungen über den poten-
tiellen Nutzen angestellt, den der Binnen-
markt voraussichtlich mit sich bringt, wenn er
1993 vollendet sein wird.
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April

Tunesien
5.-7. April: Kommissionsmitglied Claude
Cheysson stattet Tunesien einen Besuch ab
und führt Gespräche mit Staatschef Zine Ben
Ali über die allgemeine Wirtschaftslage Tune-
siens, die bilateralen Beziehungen und die La-
ge im Maghreb und im Mittleren Osten.

Welternährungskonferenz
7.1 8. April: Auf Initiative des Präsidenten des
EP, Lord Plumb, findet in Brüssel eine Konfe-
renz über Probleme der Landwirtschaft und
der weltweiten Ernährungslage statt, die Sach-
verständigen aus aller Welt ein Forum bieten
soll, auf dem sie ihre Kenntnisse vortragen
können und Gelegenheit haben, gemeinsame
Standpunkte zu formulieren.

Sambia/EPZ
8. April: Der Staatspräsident von Sambia, Ken-
neth Kaunda, trifft sich zu einem Meinungs-
austausch über die Probleme in Südafrika mit
dem Vorsitzenden der EPZ, dem deutschen
Außenminister Hans-Dietrich Genscher, in
Brüssel.

Österreich
8. April: Kommissionsmitglied Willy De Clercq
führt in Wien die Delegation der EG-Kommis-
sion ein, die jetzt auch bei der Republik Öster-
reich akkreditiert ist, und führt Gespräche mit
Kanzler Vranitzky und Vizekanzler Mock über
die konkreten Möglichkeiten einer Zusam-
menarbeit auf bilateraler Ebene.

Jugoslawien
10.-12. April: Das für die Mittelmeerpolitik zu-
ständige Kommissionsmitglied Claude Chey-
sson besucht Jugoslawien und führt Gespräche
mit Staatspräsident Mojsov über die Wieder-
herstellung des Gleichgewichts im Handel zwi-
schen Jugoslawien und der EG und über den
Ausbau der Beziehungen in den Bereichen
Wissenschaft und Technik sowie im Verkehrs-

Europäisches Parlament
10.-15. April: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten stimmen dem Haus-

haltsplan der EG für 1988 in erster Lesung zu,
entlasten den Gesamthaushaltsplan 1986, ver-
urteilen in einer Entschließung die jüngsten
Maßnahmen der DDR-Behörden gegen die
Religionsgemeinschaften des Landes und de-
ren Presseorgane und verabschieden Ent-
schließungen über den Einsatz chemischer
Waffen im irakisch-iranischen Krieg, über das
Problem vietnamesischer Flüchtlinge sowie
über Gewalt und Wahlen in Kolumbien.

Europäische Freihandelszone
11. April: Der Generalsekretär der EFTA,
Kleppe, erörtert in Brüssel mit Kommissions-
mitgliedern seine Vorstellungen von der weite-
ren Zusammenarbeit zwischen EG und EFTA.

Fischereipolitik
11.112. April: Der Ministerrat für Fischereipoli-
tik berät auf einem informellen Treffen in
Cuxhaven und Bremerhaven über den Schutz
von Nord- und Ostsee, den Abbau der Flotten-
kapazitäten einiger Mitgliedstaaten in Anpas-
sung an die Fangmöglichkeiten sowie über ei-
ne Verbesserung des Systems der Fangquoten.

Europarat/Jugendministerkonferenz
11.112. April: Die Teilnehmer der Jugendmini-
sterkonferenz verabschieden auf ihrer Tagung
in Oslo ein Schlußdokument mit zahlreichen
Empfehlungen, die sich auf die Einbeziehung
Jugendlicher als mündige Partner in das politi-
sche und wirtschaftliche Leben beziehen, die
Schaffung eines europäischen Kulturpasses in
Aussicht stellen, die Situation der jungen
Frauen sowie Maßnahmen zur Integration von
jugendlichen Randgruppen wie Flüchtlingen
und Einwanderern behandeln.

Forschungspolitik
11.112. April: Der Ministerrat für Forschung
verabschiedet auf seiner Tagung in Luxemburg
die zweite Phase des Europäischen For-
schungs- und Entwicklungsprogramms auf
dem Gebiet der Informationstechnologien
(ESPRIT II) und berät die Gemeinschaftsak-
tion auf dem Gebiet der Lerntechnologie, die
Stimulierung des wissenschaftlichen Aus-
tauschs, die Revision des Forschungspro-
gramms im Bereich Biotechnologie, Program-
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me zur Angewandten Meteorologie und Infor-
mationstechnologie im Straßenverkehr.

Europarat/Medien
12.113. April: Die für Medienpolitik zuständi-
gen Minister des ER sowie Finnlands und des
Heiligen Stuhls beraten auf einem informellen
Treffen in Wien die Ausarbeitung der Konven-
tion zur Regelung des grenzüberschreitenden
Rundfunks, die eine obligatorische Schiedsge-
richtsbarkeit vorsieht mit der grundsätzlichen
Übereinkunft, daß zwischen EG-Staaten das
EG-Recht Vorrang genießt und daß zwischen
EG- und Nicht-EG-Mitgliedern die Konven-
tion zur Anwendung kommen soll; ebenso
wird das Volumen der Werbung und die Un-
terbrechung der Programme und der Anteil
nicht europäischer Produktionen diskutiert.

Europäische Politische Zusammenarbeit
14. April: Die Zwölf begüßen in einer Erklä-
rung im Rahmen der EPZ den erfolgreichen
Abschluß der Afghanistan-Gespräche der UN,
bekunden ihre Bereitschaft, beim Wiederauf-
bau des Landes zu helfen, und erklären, daß
sie eine Beteiligung der Widerstandsbewegung
an einem Selbstbestimmungsprozeß und die
Einsetzung einer repräsentativen Regierung in
Kabul für unerläßlich halten.
75. April: Die Zwölf bringen in einer Erklärung
im Rahmen der EPZ ihre Besorgnis über die
jüngsten Aktionen Israels in den besetzten
arabischen Gebieten zum Ausdruck.

Europarat/Sowjetunion
16.-18. April: Eine Delegation des Obersten
Sowjet der Sowjetunion besucht erstmals den
Europarat in Straßburg und führt Gespräche
über Formen des Dialogs, Möglichkeiten zur
Zusammenarbeit, Umweltschutz, Kernenergie,
Kultur und Gesundheit sowie die Menschen-
rechte und Fragen des gesamteuropäischen
Prozesses.

Wirtschafts- und Finanzpolitik
18. April: Der Rat der Wirtschafts- und Fi-
nanzminister berät auf seiner Tagung in Lu-
xemburg die Beseitigung der Steuergrenzen
und die Schaffung eines europäischen Finanz-
raums im Hinblick auf den bis 1993 zu schaf-
fenden Binnenmarkt sowie die Durchführung

der Schlußfolgerungen des Rates von Brüssel
zur Haushaltsdisziplin.

Vereinigte Staaten von Amerika
18. April: Vertreter der EG-Kommission und
eine amerikanische Regierungsdelegation be-
raten in Brüssel über die Umweltpolitik, spe-
ziell über das Ozon-Loch.

Agrarpolitik
18.119. April: Der Rat der Landwirtschaftsmi-
nister berät auf seiner Tagung in Luxemburg
über die Festsetzung der Agrarpreise und die
flankierenden Maßnahmen für das Wirt-
schaftsjahr 1988/89.

Westeuropäische Union
18.119. April: Die Außen- und Verteidigungs-
minister der Mitgliedstaaten beraten auf ihrer
Tagung in Den Haag die Lage am Persischen
Golf und die Ost-West-Beziehungen, beschlie-
ßen die Einsetzung einer Sonderarbeitsgrup-
pe, die einen Bericht über die spezifischen
westeuropäischen Interessen hinsichtlich der
anstehenden Rüstungskontrollverhandlungen
ausarbeiten soll, und laden die beitrittswilligen
Staaten Spanien und Portugal zu Gesprächen
über deren Aufnahme ein.

Kanada
18.1 19. April: Kommissionsmitglied Willy De
Clercq führt in Kanada Gespräche mit Pre-
mierminister Mulroney über die Entwicklun-
gen in der Gemeinsamen Agrarpolitik, die
Perspektiven der Tagung zur Halbzeitevaluie-
rung der multilateralen Handelsverhandlun-
gen, die bilateralen Handelsstreitigkeiten, Fra-
gen im Bereich von Wissenschaft und Techno-
logie, die Fischerei sowie die Beziehungen zwi-
schen der EG und Kanada generell.

Westsamoa
18.-20. April: Der Vizepräsident der EG-Kom-
mission Lorenzo Natali stattet Westsamoa ei-
nen offiziellen Besuch ab, wo er an der ersten
Ministertagung der AKP-Staaten der Pazifik-
region teilnimmt.

Organisation der afrikanischen Einheit
20. April: Eine Delegation der OAU stattet der
EG-Kommission in Brüssel einen Besuch ab
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und versucht, sie für die Einberufung einer in-
ternationalen Konferenz über die Verschul-
dung der afrikanischen Staaten zu gewinnen.

Griechenland
20. April: Mit einem Zusatzprotokoll tritt Grie-
chenland dem Assoziierungsabkommen zwi-
schen der EG und der Türkei bei.

Nordischer Rat
20.-22. April: Die Präsidentschaft des Nordi-
schen Rates stattet der EG-Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über den Stand der Zusammenarbeit.

Europäische Politische Zusammenarbeit
21. April: Die Zwölf geben in einer Erklärung
im Rahmen der EPZ ihrer Sorge über die Es-
kalation des Bürgerkriegs in Nordäthiopien
Ausdruck.

Haushaltspolitik
24. April: Der Ministerrat für Haushaltspolitik
nimmt auf seiner Tagung in Luxemburg das
Haushaltsverfahren 1988 wieder auf.

Polen
25. April: Das für auswärtige Beziehungen und
Handelspolitik zuständige Kommissionsmit-
glied Willy De Clercq trifft in Luxemburg mit
dem stellvertretenden polnischen Außenmini-
ster Olechowski zusammen und führt Gesprä-
che über die künftigen bilateralen Beziehun-
gen und insbesondere über die Möglichkeiten
des Abschlusses eines zweiten Abkommens
zwischen der EG und Polen.

Allgemeine Angelegenheiten
25.126. April: Der Rat der Außenminister in-
formiert sich auf seiner Tagung in Luxemburg
über den Stand der Durchführung der Schluß-
folgerungen des Gipfels in Brüssel sowie über
den derzeitigen Stand der Verhandlungen der
Uruguay-Runde und verabschiedet eine ge-
meinsame Erklärung zu den Beziehungen zwi-
schen der EG und Japan.

Verkehrspolitik
25.126. April: Der Rat der Verkehrsminister
berät auf einem informellen Treffen in Hof die
umstrittene europaweite Einführung einer

Straßenbenutzungsgebühr für den Schwerver-
kehr.

AKP
26. April: Auf einer außerordentlichen Tagung
von Ministern aus 13 AKP-Staaten und der
Troika der EG in Luxemburg wird über schär-
fere allgemeinverbindliche Sanktionen gegen
Südafrika, die Anwendung 1986 beschlossener
restriktiver Maßnahmen gegenüber Südafrika
und über die Durchführung positiver Maßnah-
men zugunsten der Apartheidopfer beraten;
die Teilnehmer fordern die Regierung in Süd-
afrika auf, die Voraussetzungen für einen Dia-
log mit der Opposition zu schaffen, den Aus-
nahmezustand aufzuheben, die politischen
Gefangenen freizulassen und das Verbot der
Widerstandsorganisationen der schwarzen
Mehrheit aufzuheben.

Europarat
26. April: Ein Sprecher des ER teilt mit, daß
Finnland Mitglied des ER werden will.

Frauenpolitik
26. April: Der Ministerrat für Frauenpolitik be-
rät auf einem informellen Treffen in Berlin
über die Berücksichtigung weiblicher Kandi-
daten bei der Nominierung der EG-Kommis-
sare im Dezember.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
27./ 28. April: Der WSA verabschiedet auf sei-
ner 255. Plenartagung in Brüssel Stellungnah-
men zu Entwicklungspolitik, Eigenmitteln,
Schaffung eines europäischen Finanzraums,
Beseitigung von Handelshemmnissen, Grup-
penfreistellung im Bereich Franchisevereinba-
rungen, Sicherheit und Gesundheitsschutz der
Arbeitnehmer am Arbeitsplatz, Reform der
Strukturfonds, Produktsicherheit, zum Güter-
kraftverkehr, Grünbuch über das Telekommu-
nikationswesen, Geräuschpegel von Krafträ-
dern, EFRE, System zum raschen Austausch
von Informationen über die Gefahren bei der
Verwendung von Konsumgütern, zu neuen
Impulsen auf kulturellem Gebiet, zu den Ag-
rarpreisen und den Beziehungen zu den euro-
päischen Staatshandelsländern.
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Neuseeland
28. April: Der neuseeländische Premiermini-
ster David Lange stattet der EG-Kommission
in Brüssel einen Besuch ab und führt Gesprä-
che über internationale Fragen, die bilateralen
Handelsbeziehungen sowie Fortschritte der
EG bei der Verwirklichung des Binnenmark-
tes.

Telekommunikation
28. April: Der Rat der Postminister begrüßt auf
einem informellen Treffen in Berlin das von
der EG-Kommission vorgelegte Grünbuch zur
Telekommunikation.

Haushaltspolitik
28. April: Der Ministerrat für Haushaltspolitik
nimmt auf seiner Tagung in Luxemburg die
zweite Lesung des vom EP mit Änderungsvor-
schlägen versehenen Haushaltsentwurfs vor.

Mai

ASEAN
2.13. Mai: Auf dem siebten Außenministertref-
fen zwischen der EG und dem Verband Süd-
ostasiatischer Staaten (ASEAN) in Düsseldorf
halten die Teilnehmer ihre Standpunkte zu in-
ternationalen politischen Fragen fest; die
ASEAN-Staaten äußern ihr besonderes Inter-
esse an einer engeren wirtschaftlichen und in-
dustriellen Zusammenarbeit mit den Staaten
der EG sowie an einer stärkeren Öffnung des
europäischen Marktes für Importe aus dieser
Region.

Europarat
2.-6. Mai: Die Parlamentarische Versammlung
in Straßburg berät über die europäische Luft-
verkehrs- und Raumfahrtpolitik, über den
Schutz der Nordsee, die Situation der Jugend
in der Sowjetunion sowie die Beziehungen
Westeuropas zu China.

Binnenmarktpolitik
3. Mai: Der Ministerrat für Binnenmarktpoli-
tik berät auf seiner Tagung in Brüssel über ei-
ne Regelung zur Anerkennung der Hochschul-
diplome und über einen Vorschlag zum Auf-
enthaltsrecht.

Australien
4. Mai: Bei den siebten Konsultationen auf Mi-
nisterebene zwischen der EG und Australien
in Canberra zeigt sich, daß sich die Beziehun-
gen zwischen den beiden Partnern gebessert
haben und Australien sich zunehmend der Be-
deutung des europäischen Integrationsprozes-
ses bewußt ist.

Mittelstandspolitik
5.16. Mai: Der Ministerrat für Mittelstandspo-
litik berät auf einer informellen Tagung in
Glücksburg über einen besseren Informations-
zugang und eine intensivere Zusammenarbeit
für kleine und mittlere Unternehmen.

Europarat
5. Mai: Der Ministerrat berät auf seiner Ta-
gung in Straßburg über die Ost-West-Bezie-
hungen, darunter den Stand der Abrüstungs-
verhandlungen, den KSZE-Prozeß und die
Zusammenarbeit des ER mit osteuropäischen
Staaten sowie die Situation im Mittleren Osten
und begrüßt in einem Kommunique die Ent-
scheidung der finnischen Regierung, Verhand-
lungen über einen Beitritt des Landes zum ER
einzuleiten. In Unterstützung der Europä-
ischen Nord-Süd-Kampagne über Interdepen-
denz und Solidarität treffen die Minister zu
Gesprächen über die Nord-Süd-Problematik
zusammen, an denen auch die Außenminister
von Senegal und den Philippinen teilnehmen.

Europäische Politische Zusammenarbeit
6. Mai: Die Zwölf geben im Rahmen der EPZ
eine gemeinsame Erklärung zur israelischen
Militäraktion in Südlibanon ab, in der sie diese
als weitere Verletzung der libanesischen Sou-
veränität und territorialen Unversehrtheit be-
trachten, und verlangen den Rückzug der isra-
elischen Streitkräfte entsprechend der Resolu-
tion Nr. 425 des Sicherheitsrates der Verein-
ten Nationen.

Tourismus
6.17. Mai: Der Rat der für Tourismus zuständi-
gen Minister berät auf einer informellen Ta-
gung in Glücksburg Erleichterungen des
grenzüberschreitenden Touristenverkehrs, die
Ferienstaffelung in Europa zur zeitlichen Ent-
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zerrung der Nachfrage und die Bereitstellung
von bleifreiem Benzin.

Europäische Bewegung
6.1.7. Mai: Zum 40. Jahrestag der Europä-
ischen Bewegung halten die Teilnehmer eines
Europa-Kongresses in Den Haag einen Rück-
blick auf 40 Jahre Europa-Politik und rufen in
der abschließend angenommenen „Haager Er-
klärung 1988" zur Beschleunigung und Aus-
weitung des Europäischen Einigungsprozesses
auf.

Bundesrepublik Deutschland
10. Mai: Der deutsche Bundeskanzler Helmut
Kohl stattet zusammen mit einigen Ministern
der EG-Kommission in Brüssel einen Besuch
ab und führt Gespräche über die Vorbereitung
der Ratstagung in Hannover, die Bemühungen
um eine Harmonisierung der Regelungen bei
Rundfunk und Güterverkehr, die Liberalisie-
rung des Kapitalverkehrs, Fragen der Regio-
nalpolitik sowie die Anerkennung von Ausbil-
dungsabschlüssen.

Soziale Dimension des Binnenmarktes
12. Mai: Kommissionspräsident Jacques De-
lors hält vor dem Kongreß des Europäischen
Gewerkschaftsbundes (EGB) eine Programm-
rede zur sozialen Dimension des Binnenmark-
tes.

Mauritius
12.-14. Mai: Der Vizepräsident der EG-Kom-
mission, Lorenzo Natali, stattet Mauritius ei-
nen offiziellen Besuch ab und führt Gespräche
über die Durchführung des Richtprogramms
im Rahmen von Lome-III und die außerhalb
des Schwerpunktsektors verfügbaren Mittel,
die für Ausbildung und Umweltschutz einge-
setzt werden sollen.

Finanzpolitik
13.114. Mai: Der Rat der Finanzminister berät
auf einem informellen Treffen mit den EG-
Notenbankpräsidenten in Travemünde über
die vollständige Liberalisierung des Kapital-
verkehrs in der EG, die künftige Harmonisie-
rung der Verbrauchs- und Mehrwertsteuer so-
wie die währungspolitische Zusammenarbeit.

Europäische Politische Zusammenarbeit
10. Mai: Die Zwölf geben im Rahmen der EPZ
eine Erklärung zu den jüngsten Entwicklungen
in Polen ab, in der sie ihre Besorgnis über die
Verhaftungen äußern, und nennen einen offe-
nen Dialog zwischen der polnischen Regie-
rung und allen repräsentativen Gruppen der
Gesellschaft als einzige Möglichkeit, eine de-
mokratische Reform und den Erfolg des Pro-
zesses wirtschaftlicher Erneuerung zu sichern.

AKP
10.111. Mai: Auf einem Ministertreffen zwi-
schen der EG und den AKP-Ländern in Port
Louis auf Mauritius beraten die Teilnehmer
über eine Bestandsaufnahme des Lome-III-
Abkommens, mit dem der Zugang der Ent-
wicklungsländer zum EG-Markt und die EG-
Finanzhilfe für diese Staaten geregelt wird.
Die AKP-Staaten fordern die EG zu mehr Hil-
fe gegen die weitere Verschlechterung der
„terms of trade" sowie zur Beilegung der
Schuldenkrise auf.

Schweden
16. Mai: Der schwedische Ministerpräsident,
Ingvar Carlsson, führt in Brüssel Gespräche
über die Möglichkeiten der Zusammenarbeit
zwischen Schweden und der EG.

Guyana
16. Mai: Der Präsident der Republik Guyana,
Hoyte, stattet der EG-Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über die
Durchführung des Lome-III-Abkommens so-
wie über das neue Lome-IV-Abkommen.

Agrarpolitik
16.117. Mai: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster setzt auf seiner Tagung in Brüssel die Be-
ratungen über die Festsetzung der Agrarpreise
und flankierenden Maßnahmen für das Wirt-
schaftsjahr 1988/89 fort, kann aber keine Eini-
gung erzielen und beschließt, die Beratungen
im Juni fortzusetzen und die auslaufenden
Wirtschaftsjahre betroffener Produkte zu ver-
längern.
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Tschechoslowakei
16.-18. Mai: Der stellvertretende tschechoslo-
wakische Außenhandelsminister Novacek
führt in Brüssel Gespräche mit Kommissions-
mitgliedern über das Handelsabkommen, das
zur Zeit zwischen den beiden Partnern ausge-
handelt wird, sowie über weitere Möglich-
keiten der Zusammenarbeit, insbesondere im
Verkehrsbereich.

Europäisches Parlament
16.-20. Mai: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten diskutieren über den
EG-Haushalt für das Wirtschaftsjahr 1988/89,
dessen Budget bewilligt wird. Eine formelle
Ratifizierung durch den Parlamentspräsiden-
ten Lord Plumb soll jedoch erst erfolgen, wenn
sich die Mitglieder der EG auf eine Sonder-
zahlung zur Finanzierug der nicht durch Ei-
genmittel gedeckten Ausgaben geeinigt haben;
ebenso wird der Vorschlag der EG-Kommis-
sion beraten, die Agrarpreise 1988/89 einzu-
frieren. In der Schlußabstimmung kann aber
nicht über alle Preise eine Einigung erzielt
werden, so daß sie bei der nächsten Sitzung er-
neut vorgelegt werden müssen. Die Abgeord-
neten verurteilen in einer Erklärung die ge-
waltsame Beendigung von spontanen Streiks
in Polen; in Resolutionen verurteilen sie die
Giftmülltransporte in Länder der Dritten
Welt, schlagen die Bildung eines zypriotischen
Bundesstaates zur Lösung der Zypern-Frage
vor und behandeln mögliche Inhalte einer
neuen Konvention, die mit den AKP-Staaten
verhandelt werden soll.

ARIANE
18. Mai: Eine europäische Trägerrakete vom
Typ Ariane-2 befördert erfolgreich vom euro-
päischen Raumfahrtzentrum Kourou in Fran-
zösisch-Guyana den internationalen Fernmel-
desatelliten Intelsat 5 F13 ins All.

Europäischer Rechnungshof
19. Mai: Der Europäische Rechnungshof
nimmt Sonderberichte über die gemeinsame
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse in
Spanien und Portugal, über die im Rahmen
der Abkommen von Lome finanzierte regiona-
le Zusammenarbeit und über ein integriertes
Konzept für die Finanzierung der Maßnahmen

mit struktureller Zweckbestimmung durch die
EG an.

Zypern
20.121. Mai: Das für die Mittelmeerpolitik zu-
ständige Kommissionsmitglied Claude Chey-
sson stattet Zypern einen offiziellen Besuch ab
und führt Gespräche mit Staatspräsident Vas-
siliou über die bilateralen Beziehungen sowie
die politische Lage auf der Insel.

Allgemeine Angelegenheiten
24. Mai: Der Rat der Außenminister berät auf
seiner Tagung in Brüssel über die Durchfüh-
rung der Schlußfolgerungen des Europäischen
Rates in Brüssel und diskutiert über die Eigen-
mittel der EG, die Modalitäten der Finanzie-
rung des Ausgleichs für Großbritannien und
der Entlastung für Spanien und Portugal, über
Finanzprognosen, Haushaltsdisziplin und die
Reform der Strukturfonds, über die am glei-
chen Tag stattfindende Tagung des Koopera-
tionsrates EG-Israel und die Beziehungen zum
RGW.

Verkehrsministerkonferenz
24.-27. Mai: In Luxemburg treffen sich die
westeuropäischen Verkehrsminister, darunter
auch die Vertreter Österreichs und der
Schweiz, zu ihrer 67. Sitzung und erörtern Pro-
bleme des internationalen Schienenverkehrs.

Bildungspolitik
24. Mai: Der Ministerrat für Bildungswesen
nimmt auf seiner Tagung in Brüssel Schlußfol-
gerungen zur Frage des Übergangs Jugendli-
cher von der Schule in das Erwachsenen- und
Erwerbsleben an, genehmigt das Aktionspro-
gramm Jugend für Europa', eine Entschlie-
ßung über die europäische Dimension im Bil-
dungswesen sowie eine Entschließung zum
Thema Umweltbildung und führt einen Ge-
dankenaustausch über mittelfristige Perspekti-
ven der Bildung in der EG, den Fremdspra-
chenunterricht und die Programme ERAS-
MUS und COMETT.

Kanada
25. Mai: Der kanadische Premierminister
Brian Mulroney führt in Brüssel Gespräche
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mit Kommissionspräsident Jacques Delors
über den Wirtschaftsgipfel in Toronto.

Westeuropäische Union
26. Mai: Eine portugiesische und eine spani-
sche Delegation nehmen in Den Haag offiziel-
le Beitrittsverhandlungen zur WEU auf.

Kulturpolitik
27. Mai: Der Ministerrat für Kulturpolitik
prüft auf einer Tagung in Brüssel die künftige
Gestaltung seiner Arbeit und vorrangige Ak-
tionen im Kulturbereich, verabschiedet eine
Entschließung sowie Schlußfolgerungen, in de-
nen er die Förderung des audiovisuellen Sek-
tors in Europa, des Büchersektors, der kultu-
rellen Aus- und Weiterbildung und des Kul-
turschaffens durch Unternehmen Vorrang ein-
räumt, billigt die Vorschläge, Madrid und Ant-
werpen zur Kulturstadt 1992 bzw. 1993 auszu-
rufen, und kündigt einen Beratenden Aus-
schuß für kulturelle Aktivitäten an, der aus
hervorragenden Persönlichkeiten des Kultur-
bereichs bestehen soll.

Europäische Politische Zusammenarbeit
27. Mai: Der Rat der Außenminister begrüßt
im Rahmen der EPZ die Wiederaufnahme der
Beziehungen zwischen Marokko und Algerien.

Industriepolitik
27. Mai: Der Rat der Industrieminister berät
auf einem informellen Treffen in Brüssel über
die Quotenregelungen in der Stahlproduktion
und das Grünbuch zur Telekommunikation.

Südafrikanische Kirchen
27. Mai: Eine Delegation von Vertretern der
südafrikanischen Kirchen und der Kagiso-Stif-
tung statten der EG-Kommission in Brüssel ei-
nen Besuch ab, berichten über die Lage in
Südafrika und drängen die Kommission, die
Regierungen dieses Landes stärker unter
Druck zu setzen, um zu verhindern, daß der
südafrikanische Gesetzentwurf zur Überwa-
chung der Auslandshilfe für humanitäre Orga-
nisationen angenommen wird.

China
30. Mai - 3. Juni: In Brüssel findet die erste
Runde der Neuaushandlung des am 18. Juli

1979 zwischen der EG und China geschlosse-
nen bilateralen Textilabkommens statt.

Gesundheitspolitik
31. Mai: Der Rat der Gesundheitsminister be-
rät auf einer Tagung in Brüssel über die Be-
kämpfung von AIDS, einigt sich auf Schlußfol-
gerungen zu einem gemeinsamen Konzept, das
im Mai 1987 in Grundzügen festgelegt worden
war, und diskutiert über die Krebsbekämpfung
sowie über ein Programm im Bereich der Toxi-
kologie.

Entwicklungspolitik
31. Mai: Der Ministerrat für Entwicklungspoli-
tik berät auf seiner Tagung in Brüssel die wirt-
schaftliche Lage und den Prozeß der struktu-
rellen Anpassung in Afrika südlich der Sahara
und erörtert die Positionen für die Erneu-
erung des Abkommens zwischen EG und
AKP.

Juni

Haushaltspolitik
1. Juni: Der Präsident des EP, Lord Plumb, un-
terzeichnet den EG-Haushalt für 1988, der um
20% über dem Budget des Vorjahres liegt; ca.
61% des Etats werden für die Preisstützung in
der Landwirtschaft verwendet, etwa 19% für
die Strukturfonds, 10% für Erstattungen und
Finanzreserven, zwischen 2 und 4% entfallen
je auf die Forschung, die Entwicklungshilfe,
Gehälter sowie die Unterhaltung von Gebäu-
den.

Europarat
1.-3. Juni: Die Konferenz der Parlamentarier
des ER und Vertreter von privaten Organisa-
tionen zur Nord-Süd-Interdependenz und So-
lidarität veröffentlichen zum Abschluß des
Treffens in Madrid eine Erklärung, in der die
Delegierten an die EG appellieren, bei der
Verwirklichung des Binnenmarktes die Inter-
essen der Dritten Welt zu berücksichtigen.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
1.-3. Juni: Anläßlich des 30jährigen Grün-
dungstages des WSA wird in einer Feierstunde
auf der 256. Plenartagung Bilanz gezogen. Au-
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ßerdem billigen die Mitglieder Stellungnah-
men zur sozialen Lage in der EG im Jahr 1987,
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz,
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüs-
sen, Wirtschaftslage Mitte 1988, zu einer
Richtlinie über Industrieprodukte, einem ge-
änderten Vorschlag über Lebensmittelrecht,
zu Arzneimitteln, über das Programm zur in-
dustriellen Entwicklung, die Bekämpfung der
Luftverschmutzung, die Kontrolle der chemi-
schen Stoffe, Gefahren bei Industrietätig-
keiten, Rechtsvorschriften im Bereich der Ve-
terinärmedizin und der Tierzucht, des Kraft-
verkehrs und eine Initiativstellungnahme zum
Lome-Abkommen.

Island
1.-5. Juni: Der Vizepräsident der EG-Kom-
mission, Karl-Heinz Narjes, führt in Island Ge-
spräche mit Premierminister Palsson über die
Bemühungen der EG um die Vollendung des
Binnenmarktes, ihre Politik gegenüber den
EFTA-Ländern sowie die Aktivitäten im Rah-
men des Technologie- und Forschungspro-
gramms.

Trevi-Gruppe
3. Juni: Die Justiz- und Innenminister der EG-
Staaten (Trevi-Gruppe) beraten auf einem in-
formellen Treffen in München über die Ver-
stärkung des gemeinsamen Kampfes gegen
den Terrorismus. Daneben trifft die Troika
(die Minister Dänemarks, der Bundesrepublik
Deutschland und Griechenlands) mit Delega-
tionen aus den USA, Schweden, Kanada, Nor-
wegen, Österreich, der Schweiz und Marokko
zu Gesprächen zusammen, bei denen ein In-
formationsaustausch im Kampf gegen Terro-
rismus und Verbrechen vereinbart wird.

Norwegen
6. Juni: Eine Delegation norwegischer Minister
stattet der EG-Kommission in Brüssel einen
Besuch ab und führt Gespräche über die bila-
terale Zusammenarbeit in den Bereichen
Wirtschaft, Forschung und Umweltpolitik.

Westeuropäische Union
6.-9. Juni: Die Parlamentarische Versamm-
lung der WEU berät auf ihrer Tagung in Paris
über den noch für 1988 angestrebten Beitritt
Spaniens und Portugals, die europäische Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Rüstung,
die Beziehungen Europas zu den Vereinigten
Staaten und Kanada sowie die Verteidigungs-
anforderungen an Europa im Rahmen des
Ost-West-Verhältnisses.

Europäische Politische Zusammenarbeit
7. Juni: Die Troika führt im Rahmen der EPZ
Gespräche auf Ministerebene mit Indien über
politische Aspekte der Europäischen Einigung
und die Ost-West-Beziehungen sowie Abrü-
stungsfragen.

Binnenmarktpolitik/Verbraucherschutz

7. Juni: Der Ministerrat für Binnenmarktpoli-
tik und Verbraucherschutz berät auf seiner
Tagung in Luxemburg über die Anerkennung
von Hochschuldiplomen, das Markenrecht, ei-
ne Vereinbarung über Gemeinschaftspatente
und das Aufenthaltsrecht und nimmt Ent-
schließungen zur Verbesserung der Verbrau-
cherbeteiligung bei der Normung sowie zur In-
tegration der Verbraucherpolitik in die ande-
ren gemeinsamen Politiken an.

Japan
7. Juni: Der japanische Ministerpräsident, No-
boru Takeshita, führt in Brüssel mit Kommis-
sionspräsident Jacques Delors Gespräche über
die Vorbereitung des Wirtschaftsgipfels in To-
ronto, die japanische Wirtschaftspolitik und
die bilateralen Beziehungen.

Energiepolitik
9. Juni: Der Ministerrat für Energiepolitik de-
battiert auf seiner Tagung in Luxemburg über
einen möglichen Binnenmarkt der EG auf
dem Energiesektor und die energiepolitischen
Ziele der EG bis 1995.

Arbeits- und Sozialpolitik
9. Juni: Der Rat der Arbeits- und Sozialmini-
ster beschließt auf seiner Tagung in Luxem-
burg mehrere Maßnahmen zur Verbesserung
des Arbeitsschutzes in der EG und verabschie-
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det ein Verbot von vier krebserregenden Stof-
fen.

Burundi
9. Juni: Der Minister für auswärtige Beziehun-
gen Burundis, Cyprien Mbonimpa, stattet der
EG-Kommission in Brüssel einen Besuch ab
und führt Gespräche über das Strukturanpas-
sungsprogramm, mit dem Burundi seine wirt-
schaftliche und finanzielle Situation zu sanie-
ren beabsichtigt.

Sowjetunion/DDR
10. Juni: Die Sowjetunion und die DDR äu-
ßern den Wunsch, mit der EG diplomatische
Beziehungen aufzunehmen.

Finanzpolitik
13. Juni: Der Rat der Finanzminister billigt auf
seiner Tagung in Luxemburg ein zwischen dem
Vorsitzenden des Ministerrates, dem EP und
der EG-Kommission ausgehandeltes Abkom-
men über jährliche Ausgabengrenzen der EG
bis 1992 und ein verbessertes Hauhaltsverfah-

Europäische Politische Zusammenarbeit
13. Juni: Die Zwölf geben im Rahmen der EPZ
eine Erklärung zum Ost-West-Verhältnis und
zur Situation im Libanon und die dort bevor-
stehenden Präsidentschaftswahlen ab, unter-
stützen nachdrücklich die Bemühungen um
ein Abkommen über eine fünfzigprozentige
Reduzierung der strategischen Nuklearwaffen,
treten für ein weltweites Verbot von C-Waffen
ein und nehmen Stellung zum sowjetischen
Truppenabzug aus Afghanistan sowie zum
Stand des KSZE-Folgetreffens in Wien.

Allgemeine Angelegenheiten
13.1 14. Juni: Der Rat der Außenminister be-
reitet auf seiner Tagung in Luxemburg den
EG-Gipfel in Hannover vor, auf dem er läh-
mende Sachstreitigkeiten vermeiden und der
europäischen Dimension in wichtigen Berei-
chen neue Impulse geben will, billigt außer-
dem die bereits paraphierte „Gemeinsame Er-
klärung" von RGW und EG, berät abschlie-
ßend die Umsetzung der Beschlüsse vom Gip-
fel in Brüssel, verständigt sich über die Struk-
turfonds, klärt die noch offenen Fragen der Ei-

genmittelfinanzierung und trifft Entscheidun-
gen zur Sicherung der Haushaltsdisziplin.

Europäische Freihandelszone
13. 114. Juni: Auf der Tagung des EFTA-Rates
auf Ministerebene in Tampere (Finnland)
wird die Absicht Österreichs, der EG beizutre-
ten, und die daraus entstehende Unsicherheit,
was das Engagement innerhalb der EFTA be-
trifft, diskutiert.
15. Juni: Die EFTA-Vertreter treffen mit
Kommissionsmitglied Willy De Clercq zusam-
men, um den Stand der Beziehungen zwischen
der EG und den EFTA-Ländern sowie die
Durchführung der Erklärung von Luxemburg
zu erörtern.

Agrarpolitik
13.-17. Juni: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster berät auf seiner Tagung in Luxemburg
über die Preise für Agrarerzeugnisse im Wirt-
schaftsjahr 1988/89.

Europäisches Parlament
13.-17. Juni: Sitzungswoche des EP in Straß-
burg. Die Abgeordneten debattieren über
Maßnahmen zum Schutz der Ozonschicht so-
wie über die Eindämmung der Verschmutzung
europäischer Flüsse, appellieren an die EG-
Kommission, Vorschläge für eine umfassende
Strategie gegen die Gewässerverschmutzung
auszuarbeiten und ein Verbot von Stoffen, die
der Ozonschicht schaden, vorzubereiten. Die
Mehrheit der Parlamentarier stimmt den Ver-
einbarungen der EG mit Marokko zu. Der
deutsche Außenminister Hans-Dietrich Gen-
scher zieht in seiner Funktion als Ratspräsi-
dent Bilanz der deutschen Präsidentschaft.

Tschechoslowakei/ Bulgarien
14. Juni: Die Tschechoslowakei und Bulgarien
äußern den Wunsch, mit der EG diplomati-
sche Beziehungen aufzunehmen.

Europäische Politische Zusammenarbeit
14. Juni: Die Zwölf geben im Rahmen der EPZ
eine Erklärung zu Südafrika ab mit der Forde-
rung, alle rechtlichen Möglichkeiten zu nut-
zen, um die Vollstreckung der Todesstrafe an
den sogenannten „Sechs von Sharpeville" zu
verhindern.
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Umweltpolitik
16.117. Juni: Der Ministerrat für Umweltpolitik
einigt sich bei seiner Tagung in Luxemburg
über die Genehmigung und Durchführung des
Wiener Übereinkommens zum Schutz der
Ozonschicht und des Montrealer Protokolls
und verabschiedet eine Richtlinie über die
Schadstoffemission von Pkw mit Dieselmoto-

Agrarpolitik
17. Juni: Der Rat der Landwirtschaftsminister
setzt seine Tagung vom 13.-15. Juni in Luxem-
burg fort. Die Verhandlungen scheitern am
Veto Griechenlands.

Japan
17. Juni: Der japanische Premierminister N.
Takeshita stattet der EG-Kommission einen
Besuch ab und führt Gespräche über die Vor-
bereitung des westlichen Wirtschaftsgipfels in
Toronto.

Weltwirtschaftsgipfel
19.-21. Juni: Die Staats- und Regierungschefs
der sieben wichtigsten Industrieländer der
Welt und Kommissionspräsident Jacques De-
lors beraten auf dem 14. Wirtschaftsgipfel in
Toronto über das Welthandelssystem, die
Fortschritte der Uruguay-Runde, das Schul-
denproblem und bekräftigen die Strukturpoli-
tik der EG.

Allgemeine Angelegenheiten
20. Juni: Der Rat der Außenminister berät auf
einer Sondersitzung mit einer Delegation des
EP über Rechtsakte zur Durchführung der
Schlußfolgerungen des Europäischen Rates
vom Februar.

Verkehrspolitik
20.121. Juni: Der Rat der Verkehrsminister be-
rät auf seiner Tagung in Luxemburg über den
Seeverkehr, die Binnenschiffahrt, die Liberali-
sierung des Güterkraftverkehrs, eine Harmo-
nisierung der Kontrolle von Sozialvorschriften
im Straßenverkehr, die Angleichung der tech-
nischen Überwachung der Fahrzeuge, eine ge-
meinsame Eisenbahnpolitik und den Zugang
zum Beruf des Verkehrsunternehmers.

Europarat
21.1 22. Juni: Die Justizminister der 21 Mit-
gliedstaaten beraten in Lissabon über Fragen
der strafrechtlichen und kriminologischen
Konsequenzen der Verbreitung ansteckender
Krankheiten wie AIDS, über Fragen der sexu-
ellen Ausbeutung, der Pornographie, der Pro-
stitution sowie des Kinder- und Mädchenhan-
dels.

Europäische Politische Zusammenarbeit
22. Juni: Der Rat der Außenminister erklärt im
Rahmen der EPZ sein tiefstes Bedauern über
die Ereignisse in Haiti.

Binnenmarktpolitik
22. Juni: Der Ministerrat für Binnenmarktpoli-
tik einigt sich bei seiner Tagung in Luxemburg
auf eine Richtlinie zur Anerkennung von
Hochschuldiplomen und berät die Kontrolle
von Unternehmenszusammenschlüssen, das
Markenrecht, Gemeinschaftspatente, Verord-
nungen zur Zollunion, Arzneimittelpreise,
Bauprodukte, öffentliche Bauaufträge und das
Aufenthaltsrecht.

Fischereipolitik
23.124. Juni: Der Ministerrat für Fischereian-
gelegenheiten berät auf seiner Tagung in Lu-
xemburg über eine Revision der gemeinsamen
Marktordnung für Fischereierzeugnisse, tech-
nische Maßnahmen zur Erhaltung der Fisch-
bestände, das Fisch- und Robbensterben in
der Nord- und Ostsee, Maßnahmen zur Kon-
trolle der Fischereitätigkeit und Gesundheits-
bestimmungen.

Arabische Liga
24. Juni: Die Troika (z. Zt. Dänemark, Bun-
desrepublik Deutschland, Griechenland) berät
auf einer Konferenz mit Vertretern der Arabi-
schen Liga in Bonn über die Wiederaufnahme
des 1983 abgebrochenen regelmäßigen Dia-
logs, die Stärkung der Beziehungen, den Na-
hen Osten und den Golf-Krieg.

Kommission Indischer Ozean
24. Juni: Kommissionsmitglied Lorenzo Natali
unterzeichnet zwei Finanzierungsabkommen
zur regionalen Zusammenarbeit mit den der
Kommission Indischer Ozean angehörenden
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Ländern (Komoren, Mauritius, Madagaskar,
Seschellen).

Industriepolitik
24. Juni: Der Ministerrat für Industriepolitik
berät auf seiner Tagung in Luxemburg über
die künftige Stahlpolitik der EG, kann aber
keine ausreichende Reduzierung der Über-
schüsse in der Stahlproduktion durchsetzen, so
daß die Quotenregelung wie im Dezember
1987 beschlossen zum 30. Juni ausläuft.

Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe
25. Juni: Mit der Unterzeichnung einer ge-
meinsamen Erklärung in Luxemburg nehmen
die EG und der RGW offizielle Beziehungen
auf; Berlin (West) ist vollständig in das Ab-
kommen einbezogen, der RGW gibt jedoch ei-
ne zusätzliche einseitige Erklärung ab, in der
festgehalten wird, daß durch das Koopera-
tionsabkommen der besondere Status von Ber-
lin nicht berührt wird.

Europäischer Rat
27.1 28. Juni: Die Staats- und Regierungschefs
der Mitgliedstaaten beschäftigen sich auf ihrer
Sitzung des Europäischen Rates in Hannover
mit der Frage eines gemeinsamen europä-
ischen Währungssystems, beauftragen eine Ex-
pertenkommission mit der Prüfung einer mög-
lichen Wirtschafts- und Währungsunion in Eu-
ropa und beraten soziale Aspekte des Binnen-
marktes, wie Arbeitsschutz und Mitbestim-
mung, die wachsende Bedrohung der Umwelt,
die Schaffung eines „Europa der Bürger" so-
wie die Bekämpfung von Kriminalität und Ter-
rorismus. Kommissionspräsident Jacques De-
lors wird für weitere zwei Jahre in seinem Amt
bestätigt.

Umweltpolitik
28.1 29. Juni: Der Ministerrat für Umweltpoli-
tik setzt seine Tagung vom 16./17. Juni in Lu-
xemburg fort, kommt überein, die Verklap-
pung von Dünnsäure im Meer ab Anfang 1990
grundsätzlich zu verbieten und bestätigt die
Höchstgrenzen für den Schadstoffausstoß auf
Großfeuerungsanlagen; ein Verbot des Ex-
ports giftiger Abfälle in Entwicklungsländer
scheitert am Widerstand Großbritanniens.

Agrarpolitik
28.129. Juni: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster setzt seine Tagung vom 17. Juni in Luxem-
burg fort und erzielt wiederum keine Einigung
über die am 30. Juni auslaufenden Agrarprei-
se. Die EG-Kommission beschließt daraufhin
provisorische Maßnahmen, um die Fortfüh-
rung des gemeinsamen Agrarmarktes zu ga-
rantieren.

Forschungspolitik
29. Juni: Der Ministerrat für Forschungspolitik
verabschiedet auf einer Tagung in Luxemburg
fünf Programme für mehrere Jahre, die sich
unter anderem um eine Verbesserung der An-
wendung von Informationstechnologie im
Straßenverkehr und um eine Vertiefung der
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit von
Forschungseinrichtungen bemühen.

Österreich
29. Juni: Der österreichische Verkehrsminister
Streicher stattet der EG-Kommission in Brüs-
sel einen Besuch ab und führt Gespräche über
die Probleme des Transitverkehrs.

Telekommunikation
30. Juni: Der Ministerrat für Telekommunika-
tion verpflichtet sich auf seiner Tagung in Lu-
xemburg in einer Resolution, den europä-
ischen Telekommunikationsmarkt für Dienst-
leistungen und Geräte bis zum Inkrafttreten
des Binnenmarktes schrittweise zu öffnen; dies
betrifft u. a. elektronische Daten- und Textü-
bermittlungsdienste; für das Grundangebot im
Fernmeldewesen sollen die nationalen Mono-
pole nicht angetastet werden.

Ungarn
30. Juni: Das Abkommen über den Handel und
die handelspolitische und wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen der EG und Ungarn
wird mit einer Laufzeit von zehn Jahren para-
phiert.

Österreich
30. Juni - 4. Juli: Der Vizepräsident der EG-
Kommission, Frans Andriessen, hält sich zu ei-
nem offiziellen Besuch in Österreich auf, um
die bilateralen Agrarprobleme und die inter-
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nationalen Entwicklungen in diesem Bereich
zu erörtern.

Juli

Ministerrat
1. Juli: Der Ratsvorsitz geht von der Bundesre-
publik Deutschland an Griechenland über.

Agrarpolitik/Kommission
1. Juli: Die EG-Kommission übernimmt die
provisorische Verwaltung der EG-Agrarmärk-
te, bis die Mitgliedstaaten der EG die Agrar-
preise für das Wirtschaftsjahr 1988/89 verab-
schieden.

Ungarn
1. Juli: Am Rande der Paraphierung eines Ab-
kommens über Handelsaustausch und wirt-
schaftliche Beziehungen ersucht Ungarn um
die Aufnahme diplomatischer Beziehungen
zur EG.

Birma
2.-6. Juli: Kommissionsmitglied Claude Chey-
sson stattet Birma einen offiziellen Besuch ab
und führt Gespräche mit Staatschef U San Yu
über den gegenwärtigen Stand der bilateralen
Beziehungen und über die Vorhaben im Rah-
men der technischen und finanziellen Hilfe für
Birma.

Europäisches Parlament
4.-8. Juli: Sitzungswoche des EP in Straßburg.
Die Abgeordneten dabattieren über die Pro-
bleme nationaler Minderheiten und Men-
schenrechtsverletzungen in zahlreichen Kon-
fliktgebieten, beraten über den Abschuß des
iranischen Airbus, den Transport von Nuklear-
material und gefährlichen Stoffen sowie euro-
päische Wirtschaftsfragen; eine Entscheidung
über das Kooperationsabkommen mit Israel
wird vertagt. Der amtierende Ratspräsident,
der griechische Außenminister Karolos Pa-
poulias, stellt das Tätigkeitsprogramm der
griechischen Präsidentschaft vor; der deutsche
Bundeskanzler Helmut Kohl zieht eine Bilanz
der deutschen Präsidentschaft.

Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe
5.-7. Juli: In Prag begrüßen die Ministerpräsi-
denten der RGW-Länder auf ihrer 44. Jahres-
tagung ausdrücklich das mit der EG geschlos-
sene Kooperationsabkommen.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
6.1 7. Juli: Auf seiner 257. Plenartagung verab-
schiedet der WSA Stellungnahmen zur Annä-
herung der Steuersätze, Etikettierung von Ta-
bakerzeugnissen, Harmonisierung der Struk-
turen der indirekten Steuern, zum Wettbe-
werb im Luftverkehr und zu den sozialen
Aspekten der Seefischerei.

Japan
6.1 7. Juli: In Tokio finden die jährlichen Kon-
sultationen auf hoher Ebene zwischen der EG-
Kommission und Japan statt, in deren Rah-
men die allgemeinen bilateralen Beziehungen
erörtert werden, speziell das gemeinschaft-
liche Handelsdefizit.

Tunesien
8.-10. Juli: Kommissionspräsident Jacques De-
lors stattet Tunesien einen offiziellen Besuch
ab und führt Gespräche mit Staatspräsident
Ben Ali über den Aufbau des Maghreb und die
bilaterale Zusammenarbeit.

Wirtschafts- und Finanzpolitik
11. Juli: Der Ministerrat für Wirtschafts- und
Finanzpolitik nimmt auf seiner Tagung in
Brüssel die vierteljährliche Prüfung der Wirt-
schaftslage in der EG vor, berät über die Be-
seitigung der Steuergrenzen sowie über einen
Richtlinienvorschlag, wonach der Kauf und
Verkauf bedeutender Beteiligungen an bör-
sennotierten Unternehmen gemeldet werden
muß.

Sowjetunion
11.112. Juli: Eine Delegation der EG-Kommis-
sion hält sich auf Einladung der sowjetischen
Behörden in Moskau auf, um Sondierungsge-
spräche über den Handel mit Textilwaren zu
führen.

Zentralamerika
12. Juli: Der nicaraguanische Vizepräsident
Ramez Mercado stattet der EG-Kommission
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Juli

in Brüssel einen Besuch ab und führt Gesprä-
che über die Lage Nicaraguas und über die po-
litische und wirtschaftliche Entwicklung in
Zentralamerika.

Vereinigte Staaten von Amerika
13. Juli: Der amerikanische Handelsbeauftrag-
te Clayton Yeutter führt in Brüssel Gespräche
über den europäischen Binnenmarkt; die EG-
Kommission erklärt sich bereit, zu den von ihr
getroffenen Bestimmungen Auskünfte und Er-
klärungen an die USA zu geben, jedoch werde
sie sich auf kein formelles und systematisches
Konsultationsverfahren einlassen.

Europäischer Gerichtshof
14. Juli: Der EuGH entscheidet, daß Italien
seinen Markt für Nudeln und Spaghetti öffnen
muß, auch wenn sie nicht nach dem italieni-
schen Reinheitsgebot hergestellt sind.

Jugendpolitik
16.117. Juli: Der Minsterrat für Jugendpolitik
beschließt auf seiner informellen Tagung in
Vouliagmeni (Griechenland), eine Kommis-
sion zu gründen, die Probleme des Sport erör-
tern soll, und spricht sich für die Einsetzung
eines Jugendberaters aus.

Europäische Politische Zusammenarbeit
18. Juli: Die Zwölf geben im Rahmen der EPZ
Erklärungen zur Lage im südlichen Afrika,
zum Geburtstag des südafrikanischen Wider-
standskämpfers Nelson Mandela und zu Chile
ab.

derungen bezüglich Rindfleisch und neusee-
ländischer Butter.

Europäische Politische Zusammenarbeit
21. Juli: Die Zwölf begrüßen im Rahmen der
EPZ die Annahme der Resolution des UN-Si-
cherheitsrates Nr. 598 durch den Iran.

Finnland
21.1 23. Juli: Kommissionspräsident Jacques
Delors stattet Finnland einen offiziellen Be-
such ab und führt Gespräche mit Staatspräsi-
dent Koivisto über die bilateralen Handels-
und Wirtschaftsbeziehungen; beide Seiten be-
tonen, daß sie die Zusammenarbeit nach 1992
noch weiter vertiefen wollen.

Polen
22. Juli: Der polnische Botschafter in Belgien
äußert den Wunsch Polens, mit der EG di-
plomatische Beziehungen aufzunehmen.

Allgemeine Angelegenheiten
25. Juli: Der Rat der Außenminister berät auf
seiner Tagung in Brüssel über künftige Verträ-
ge mit den Staaten des RGW; auch nach der
Erklärung über die Aufnahme offizieller Be-
ziehungen werden mit dem RGW die Koope-
rationsverträge auf bilateraler Basis abge-
schlossen, dabei, so die Minister, könne der
bereits paraphierte, sehr weitreichende Ver-
trag mit Ungarn nicht als Vorbild für andere
gelten; die Abkommen müßten auf die Bedürf-
nisse des jeweiligen Landes abgestimmt wer-
den.

Agrarpolitik
18.119.Juli: Der Rat der Landwirtschaftsmini-
ster berät auf seiner Tagung in Brüssel erneut
über die noch offenen Fragen zu Preisen und
flankierenden Maßnahmen im Haushaltsjahr
1988/89, genehmigt förmlich die Gesamtheit
der diesbezüglichen Verordnungen und
schließt damit seine Beratungen auf diesem
Gebiet ab.

Neuseeland
20. Juli: Der neuseeländische Außenhandels-
minister Moore stattet der EG-Kommission ei-
nen Besuch ab und führt Gespräche über Än-

Haushaltspolitik
26. Juli: Der Ministerrat für Finanzpolitik ei-
nigt sich auf seiner Tagung in Brüssel auf ei-
nen Entwurf für den EG-Haushalt 1989, der
eine Ausgabenerhöhung um 6% vorsieht, wo-
bei die Mittel für die Landwirtschaft weiterhin
den wichtigsten Ausgabenposten darstellen,
danach folgen die Mittel für die Strukturfonds.

Binnenmarktpolitik
29. Juli: Der Ministerrat für Binnenmarktpoli-
tik berät auf einer informellen Tagung in At-
hen die Schaffung eines europäischen Rechts
für Aktiengesellschaften sowie die damit zu-
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sammenhängende Frage der Mitbestimmung,
deren rechtliche Absicherung Großbritannien
ablehnt.

August

Argentinien
2.13. August: Kommissionsmitglied Willy De
Clercq führt in Argentinien Gespräche mit
Staatspräsident Alfonsin über das gemeinsa-
me Interesse an der Unterstützung der Demo-
kratie, die regionale Integration der Länder an
der Südspitze Südamerikas und über die für
Argentinien zu erwartenden Auswirkungen
des Binnenmarktes nach 1992.

Europäische Politische Zusammenarbeit
10. August: Der Rat der Außenminster begrüßt
in einer gemeinsamen Erklärung im Rahmen
der EPZ die Entscheidung der Kriegsgegner
Irak und Iran, den unter Vermittlung des UN-
Generalsekretärs Javier Perez de Cuellar aus-
gehandelten Waffenstillstand zum 20. August
anzunehmen.

DDR/UdSSR/Bulgarien/Teschechoslowakei/
Ungarn

10. August: Die EG entspricht dem Wunsch
der DDR, der Sowjetunion, Bulgariens, der
Tschechoslowakei und Ungarns und nimmt mit
der Übersendung einer Verbalnote an die je-
weiligen Regierungen diplomatische Bezie-
hungen zu diesen Staaten auf.

EFTA
18.1 19. August: Die Wirtschaftsminister der
Bundesrepublik Deutschland, Österreichs und
der Schweiz beraten bei einem Treffen auf
dem Mont Pelerin bei Vevey über Fragen der
europäischen Integration, insbesondere die
Beziehungen zwischen EG und EFTA im Zu-
sammenhang mit dem geplanten EG-Binnen-
markt, sowie über die weltwirtschaftliche Zu-
sammenarbeit.

September

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich
5. September: Der französische Verteidigungs-
minister Jean-Pierre Chevenement besucht
seinen deutschen Amtskollegen, um Fragen
der Aufstellung der deutsch-französischen
Truppeneinheit sowie die sicherheitspolitische
Lage in Europa zu erörtern.

Soziale Dimension des Binnenmarktes
7. September: Die EG-Kommission stellt in
Brüssel ihr Arbeitsprogramm für die Verwirk-
lichung der sozialen Dimension in Europa vor,
das eine Verbesserung der Bedingungen zur
Gewährleistung der Bewegungs- und Nieder-
lassungsfreiheit für EG-Bürger, die Einhal-
tung von Minimalstandards im Bereich der Si-
cherheit und des Gesundheitsschutzes am Ar-
beitsplatz, einen Vorschlag für eine Europä-
ische Aktiengesellschaft und eine Gemein-
schafts-Charta über die sozialen Rechte vor-
sieht.

Europäische Politische Zusammenarbeit
7. September: Die Zwölf geben im Rahmen der
EPZ zwei Erklärungen ab: sie begrüßen die
positive Reaktion der Parteien im Westsahara-
Konflikt bezüglich des vom UN-Generalsekre-
tär Javier Perez de Cuellar vorgelegten Frie-
densplans und äußern ihre Besorgnis über mi-
litärische Aktionen der irakischen Regierung
gegen die eigene kurdische Zivilbevölkerung
nach dem Waffenstillstand im Golf-Krieg.

Fischereipolitik
8. September: Der Ministerrat für Fischereipo-
litik berät auf einem informellen Treffen in
Athen über Fragen der Meeresverschmutzung
und der Bewirtschaftung der Fischbestände.

Europäischer Rechnungshof
5. September: Der Rechnungshof nimmt einen
Sonderbericht über die Verwaltung und Kon-
trolle der öffentlichen Lagerhaltung von
Agrarerzeugnissen an.

Türkei
8.19. September: Kommissionsmitglied Claude
Cheysson stattet der Türkei einen offiziellen
Besuch ab und führt Gespräche mit Staatsprä-
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September

sident Evren und Ministerpräsident Özal über
die Zusammenarbeit im Bildungsbereich und
auf dem Gebiet der Hochtechnologie sowie
über den Antrag der Türkei auf Beitritt zur
EG.

Agrarpolitik
9.1 10. September: Der Ministerrat für Land-
wirtschaft spricht sich auf einem informellen
Treffen in Athen für eindeutige Regelungen
zum Schutz der Sauberkeit landwirtschaft-
licher Produkte und Lebensmittel aus, außer-
dem befürworten einige Teilnehmer ökologi-
sche Landwirtschaft, eine Beschränkung des
Einsatzes künstlicher Düngemittel sowie die
Einführung von Qualitätserzeugnissen für
landwirtschaftliche Produkte.

Europäisches Parlament
12.-16. September: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten debattieren
über die Wiederbelebung des Assoziationsor-
gans EG - Türkei, die Vertiefung der Bezie-
hungen zu Malta, Unterstützung für Sri Lanka,
den Hormonmißbrauch in der europäischen
Landwirtschaft, die Anwendung der Richtli-
nien zur Gleichbehandlung von Männern und
Frauen, den Haushaltsentwurf für 1989, die
Reduzierung der Luftverschmutzung durch
Autoabgase und die Förderung der europä-
ischen Kohleindustrie und verabschieden Ent-
schließungen zur Wiederaufbauhilfe für Lissa-
bon, einen Notstandsplan für die Erhaltung
der Robbenbestände in der Nordsee, ein Um-
weltschutzprogramm für das Mittelmeer, Hilfe
für Bangladesch und Sudan sowie eine Ent-
schließung zu Repressionen in El Salvador.

Europäische Freihandelszone
12.-17. September: Zum Abschluß einer di-
plomatischen Konferenz zwischen der EG und
den Mitgliedstaaten der EFTA in Lugano un-
terzeichnen die Teilnehmer ein Übereinkom-
men über die gerichtliche Zuständigkeit und
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen.

Sozialistische Fraktion im EP
13.114. September: Auf Einladung der sozialisti-
schen Fraktion des EP besucht der Vorsitzen-
de des Exekutivkomitees der Palästinensi-

schen Befreiungsorganisation (PLO), Yasser
Arafat, Straßburg und hält eine Rede vor den
Abgeordneten.

Europäische Politische Zusammenarbeit
75. September: Die Zwölf äußern im Rahmen
einer EPZ-Erklärung ihre Besorgnis über die
Entwicklung im Libanon und unterstreichen
ihre Überzeugung, daß die Präsidentschafts-
wahlen von entscheidender Bedeutung für die
Zukunft des Landes sind.

Trinidad/Tobago
16. September: Der Premierminister von Trini-
dad und Tobago, Arthur Robinson, führt in
Brüssel Gespräche mit dem Vizepräsidenten
der Kommission Lorenzo Natali über die bila-
teralen Beziehungen und die Situation in der
Karibik.

Finanzpolitik
17. September: Der Rat der Finanzminister be-
rät auf einem informellen Treffen in Elounda
auf Kreta über eine Annäherung der direkten
Steuer in den Mitgliedstaaten, ohne die der
geplante Binnenmarkt nicht verwirklicht wer-
den könne.

Arbeitspolitik
19.120. September: Der Rat der Arbeitsminister
berät auf einem informellen Treffen in Athen
über eine Harmonisierung der Sozialversiche-
rungen, den Dialog zwischen den Sozialpart-
nern sowie über Sicherheit und Gesundheit
am Arbeitsplatz.

Algerien
19.120. September: Kommissionsmitglied Clau-
de Cheysson stattet Algerien einen offiziellen
Besuch ab und führt Gespräche mit Staatsprä-
sident Chadli Bendjedid über eine Intensivie-
rung der bilateralen Zusammenarbeit.

AKP
19.-23. September: Auf der Tagung der paritä-
tischen parlamentarischen Versammlung der
EG-Staaten und der Länder der AKP-Staaten
in Madrid beraten die Parlamentarier beider
Organisationen über einen neuen Lome-Ver-
trag, die Flüchtlingsprobleme in der Dritten
Welt, den Müllexport aus den Industrielän-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1988/89 459



CHRONOLOGIE DER EUROPAISCHEN INTEGRATION 1988

dem, Maßnahmen gegen das Apartheid-Regi-
me in Südafrika und die Lage auf dem Roh-
stoffmarkt.

Europäischer Gerichtshof
22. September: Der EuGH entscheidet, daß
Frankreich bei der Inbetriebnahme des Atom-
kraftwerks Cattenom gegen den Euratom-Ver-
trag verstoßen hat.

Europäische Politische Zusammenarbeit
22. September: Die Zwölf geben im Rahmen
der EPZ eine Erklärung zu Haiti ab, in der sie
die Militärmachthaber drängen, die Verfas-
sung zu respektieren, und appellieren an die
politischen und anderen Kräfte des Landes,
die Bedingungen für eine nationale Versöh-
nung zu schaffen, die zusammen mit der Re-
spektierung der Menschenrechte eine notwen-
dige Voraussetzung für die Rückkehr der De-
mokratie in Haiti sei.

Indien
22. September: Der indische Handelsminister
Singh stattet der EG-Kommission in Brüssel
einen Besuch ab und führt Gespräche über
den Handelsüberschuß der EG gegenüber In-
dien und die weitere mögliche Öffnung des ge-
meinsamen Marktes in der Ausrichtung auf
das Ziel 1993 gegenüber Drittländern.

Ruanda
22. September: Der Außenminister Ruandas,
F. Ngarukiyintwali, stattet der EG-Kommis-
sion in Brüssel einen Besuch ab und führt Ge-
spräche über die Flüchtlinge aus Burundi und
über den Stand der Zusammenarbeit zwischen
beiden Partnern.

Europäischer Gerichtshof
23. September: Der EuGH in Luxemburg fällt
zwei wichtige Urteile: Er billigt dem EP zu,
daß es für die Abhaltung seiner Plenarsitzun-
gen nicht ausschließlich an den Tagungsort
Straßburg gebunden ist; Anlaß war eine Klage
Frankreichs gegen den Bau eines Plenarsaals
mit 600 Sitzen in Brüssel. In einer anderen
Entscheidung erklärt der EuGH das von
Frankreich erlassene Verkaufsverbot für deut-
schen Edamer für ungültig.

Malaysia
23. September: Der malaysische Premiermini-
ster, Dato Seri Mahathir Mohamed, stattet der
EG-Kommission in Brüssel einen Besuch ab
und führt Gespräche über die bilateralen Be-
ziehungen, dabei besonders über Handelsfra-
gen sowie die Beziehungen zwischen der EG
und dem Verband südostasiatischer Nationen
(ASEAN) und die Perspektiven für die Uru-
guay-Runde über den Abbau von Handels-
schranken.

Singapur
23. September: Der Finanzminister Singapurs,
Dr. Hu Tsu Tau, stattet der EG-Kommission
in Brüssel einen Besuch ab und führt Gesprä-
che über die Entwicklung der Finanzinstitute
und eine Liberalisierung der Kapitalmärkte
mit Blick auf den Binnenmarkt.

Europäische Politische Zusammenarbeit
23. September: Die Zwölf geben im Rahmen
der EPZ eine Erklärung zur Lage in Birma ab.

Innenpolitik
24.125. September: Der Rat der Innenminister
diskutiert bei einem informellen Treffen in Sa-
loniki über die Rolle der örtlichen Verwaltun-
gen im Hinblick auf den Binnenmarkt und ei-
nigt sich auf zwei Vorschläge, die die Grün-
dung einer Datenbank für die örtlichen und
regionalen Verwaltungen und die Zusammen-
arbeit zwischen verschiedenen EG-Fonds zur
Finanzierungsförderung der örtlichen Verwal-
tung betreffen.

Europäisches Film- und Fernsehjahr
25.- 27. September: In Delphi (Griechenland)
findet im Rahmen des Europäischen Film-
und Fernsehjahrs ein Symposium über Audio-
vision statt, an dem Kulturschaffende aus 21
europäischen Ländern teilnehmen.

Europäische Politische Zusammenarbeit
26. September: Die Zwölf äußern im Rahmen
der EPZ ihre tiefe Besorgnis über das Ausmaß
der Gewalt in Birma und rufen die betroffenen
Parteien auf, unverzüglich einen Dialog mit
dem Ziel der Wiederherstellung der Demokra-
tie zu eröffnen, und erklären ihre Bereitschaft,
Hilfestellung zu leisten.
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Oktober

Ungarn
26. September: Die EG und Ungarn unterzeich-
nen in Brüssel eine Abkommen über die han-
delspolitische und wirtschaftliche Zusammen-
arbeit.

Allgemeine Angelegenheiten
26.127. September: Der Rat der Außenminister
verabschiedet auf seiner Tagung in Brüssel ei-
ne Erklärung, in der er seine ernste Besorgnis
über das protektionistische Potential des neu-
en amerikanischen Handels- und Wettbe-
werbsgesetzes zum Ausdruck bringt, und kün-
digt an, daß die EG die Durchführung des
Handelsgesetzes genau verfolgen und unver-
züglich Maßnahmen zur Verteidigung ihrer le-
gitimen Rechte ergreifen werde, falls ihre In-
teressen beeinträchtigt werden, und berät au-
ßerdem über die Erneuerung des Abkommens
zwischen der EG und den AKP-Staaten, die
Reform der Strukturfonds und die Zusam-
menarbeit im Bereich der audiovisuellen Me-
dien.

Agrarpolitik
26.1 27. September: Der Rat der Landwirt-
schaftsminister berät auf seiner Tagung in
Brüssel über die Zukunft des ländlichen
Raums, die Reform der Strukturfonds, Beihil-
fen zum landwirtschaftlichen Einkommen, die
Stillegung von Ackerflächen, die Anpassung
der Milchquotenregelung und die Mitverant-
wortungsabgabe im Getreidesektor.

Neuseeland
27. September: Der neuseeländische Außen-
und Handelsminister und Vize des Finanzmi-
nisteriums, Mike Moore, stattet der EG-Kom-
mission in Brüssel einen Besuch ab und führt
Gespräche über den Handel mit Agrarerzeug-
nissen.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
28.1 29. September: Auf der 258. Plenartagung
nimmt der WSA Stellungnahmen an zur För-
derung der Zusammenarbeit und des Aus-
tauschs europäischer Forscher auf dem Gebiet
der Wirtschaftswissenschaften, zur Aufnahme
und Ausübung der Tätigkeit von Kreditinstitu-
ten, über Maßnahmen der allgemeinen und
beruflichen Bildung zur Verhütung von Um-
weltschäden, zur Gesundheit und Sicherheit
am Arbeitsplatz, Luftverunreinigung durch
Müllverbrennungsanlagen, zum Zugang zum
Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers
und zu den Verhandlungen im Rahmen der
„Uruguay-Runde".

Kuba
29. September: Die EG will diplomatische Be-
ziehungen zu Kuba aufnehmen.

Niger
29. September: Eine Delegation unter der Lei-
tung des nigerischen Planministers und natio-
nalen Koordinators für das AKP-EWG-Ab-
kommen, Y'Tankara, stattet der EG-Kommis-
sion in Brüssel einen Besuch ab, der Gelegen-
heit zur ersten Kontaktaufnahme mit den Ge-
meinschaftsorganen gibt.

Verkehrsminister
29.130. September: Der Rat der Verkehrsmini-
ster berät bei einem informellen Treffen in At-
hen über den Abbau von Hindernissen im
Transitverkehr und befürwortet, daß die EG
noch vor Ende 1988 eine zweite Verhand-
lungsrunde mit der Schweiz, Österreich und
Jugoslawien zur Liberalisierung des Güter-
transports im Transit durch diese Länder auf-
nimmt; dabei soll eine Gesamtlösung für den
EG-Transitverkehr durch Drittländer ange-
strebt werden.

Äthiopien
28. September: Der Vertreter des Generalsek-
retariats der Vereinten Nationen in Äthiopien,
Michael Priestley, stattet der EG-Kommission
einen Besuch ab und führt Gespräche über die
Durchführung von humanitärer Hilfe für die-
ses Land durch die EG.

Oktober

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich
1. Oktober: In Böblingen (bei Stuttgart) begin-
nen die Vorbereitungen zur Aufstellung der
deutsch-französischen Brigade.
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Umweltpolitik
1.12. Oktober: Der Rat der Umweltminister be-
rät auf einem informellen Treffen in Delphi
über die Verminderung der Fluorchlorkohlen-
wasserstoffe, den Stellenwert des Umwelt-
schutzes in der Gemeinschaftspolitik, die Mee-
resverschmutzung und die Entsorgung giftiger
Abfälle.

Verkehrspolitik
3.14. Oktober: Die Verkehrsminister der
Schweiz, Österreichs, der Bundesrepublik
Deutschland und Italiens treffen sich in Inter-
laken (Schweiz) zu einem Meinungsaustausch
über Fragen des grenzüberschreitenden Nord-
Süd-Verkehrs und über die schweizerische
Planung einer Neuen Eisenbahn-Alpentrans-
versale (NEAT).

Europarat
3.-8. Oktober: Auf der Herbstsitzung der Par-
lamentarischen Versammlung in Straßburg
wird beraten über die Ost-West-Beziehungen,
die Religionsfreiheit in osteuropäischen Län-
dern, das Problem der Palästina-Flüchtlinge,
Drogenmißbrauch, soziale Sicherheit, Regio-
nal- und Minderheitssprachen, die Beziehun-
gen innerhalb des ER sowie das Asylrecht. Die
Teilnehmer nehmen das Beitrittsgesuch von
San Marino an. Am 8. Oktober stattet Papst
Johannes Paul II. dem ER einen Besuch ab
und hält eine Ansprache.

Volksrepublik China
4.- 6. Oktober: Kommissionsmitglied Willy De
Clercq hält sich zur offiziellen Eröffnung eines
Büros der EG-Kommission in Peking auf.

Europäische Politische Zusammenarbeit
7. Oktober: Die Zwölf geben im Rahmen der
EPZ eine Erklärung zu den Entwicklungen in
Chile ab und appellieren an die Regierung, in
einen Dialog mit der demokratischen Opposi-
tion einzutreten, um den Demokratisierungs-
prozeß zu erleichtern.

Hongkong
7. Oktober: Kommissionsmitglied Willy De
Clercq stattet Hongkong einen Besuch ab und
führt Gespräche über die Lage Hongkongs im

Hinblick auf die künftigen institutionellen
Veränderungen.

Liechtenstein
10.111. Oktober: Der Regierungschef des Für-
stentums Liechtenstein, Hans Brunhart, stat-
tet den Institutionen der EG erstmals einen
Besuch ab und führt Gespräche mit Vertre-
tern der EG-Kommission über die Fortschritte
bei der Schaffung des EG-Binnenmarktes.

Europäisches Parlament
10.-14. Oktober: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten erörtern eine
Gemeinschaftsstrategie für den Bausektor,
Gefährdungen von Arbeitnehmern am Ar-
beitsplatz und den Ausbau der Beziehungen
der EG zu den nichteuropäischen RGW-Staa-
ten. In einer Dringlichkeitsdebatte werden
verschiedene Entschließungen angenommen,
so zum Demokratisierungsprozeß in Chile, zur
Hilfe für Katastrophengebiete, zu Menschen-
rechtsverletzungen, zum Selbstbestimmungs-
recht für Afghanistan und zur Situation in Bir-
ma. Die Parlamentarier stimmen dieses Mal
positiv über die drei Zusatzprotokolle zur wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit mit Israel ab,
die auf früheren Plenarsitzungen wegen des is-
raelischen Verhaltens in den besetzten Gebie-
ten verschoben worden sind. Am 11. Oktober
besucht Papst Johannes Paul II. das EP und
spricht sich für eine Öffnung Europas nach
Osten aus.

Europäische Politische Zusammenarbeit
11. Oktober: Die Zwölf rufen im Rahmen einer
EPZ-Erklärung alle beteiligten Parteien im
Sudan auf, die benötigten Hilfsgüter, beson-
ders Nahrungsmittel, rasch an die Bedürftigen
weiterzuleiten.

Umweltschutz
11. Oktober: In Bonn findet die neunte Mini-
sterkonferenz zum Schutz des Rheins gegen
Verunreinigung statt.

AKP
12.113. Oktober: In Luxemburg werden die
Verhandlungen zwischen der EG und Mini-
stern aus den 66 AKP-Staaten über die vierte
Erneuerung des Vertrages von Lome eröffnet.
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Oktober

DDR
12.-14. Oktober: Auf Einladung der Sozialisti-
schen Fraktion besucht der Präsident der
DDR-Volkskammer, Horst Sindermann, das
EP.

Binnenmarktpolitik
14. Oktober: Der Ministerrat für Binnenmarkt-
politik berät auf seiner Tagung in Luxemburg
über die Öffnung von Bauaufträgen der öf-
fentlichen Hand für Bewerber aus allen Län-
dern der EG.

Allgemeine Angelegenheiten
16. Oktober: Der Rat der Außenminister erar-
beitet auf einem informellen Treffen in Ioan-
nia (Griechenland) eine Reihe von Dokumen-
ten, in denen es um die Beziehungen zu den
osteuropäischen Staaten geht, darunter beson-
ders eine Erklärung der Zwölf zum Abschluß
der KSZE-Folgekonferenz in Wien, ein Posi-
tionspapier zu den künftigen Beziehungen der
EG zu den osteuropäischen Staaten und ein
Dokument zu den Wirtschaftsbeziehungen mit
dem Osten.

Agrarpolitik
17.118. Oktober: Der Rat der Landwirtschafts-
minister berät auf seiner Tagung in Luxem-
burg über die landwirtschaftliche Einkom-
mensbeihilfe, Markt- und Schwellenpreise für
Olivenöl im Haushaltsjahr 1988/89, die Milch-
quotenregelung, die Reform der Strukturfonds
und die Lage auf dem Schweinefleischmarkt.

Europäische Volkspartei des EP
19. Oktober: In Brüssel treffen auf der Partei-
konferenz der in der EVP zusammengeschlos-
senen christdemokratischen Parteien Europas
die Regierungschefs der Bundesrepublik
Deutschland, Italiens, Belgiens, der Nieder-
lande und Luxemburgs zusammen und setzen
sich für eine Vertiefung der EG vor einer Er-
weiterung sowie für eine baldige Konstituie-
rung der Europäischen Union ein.

Tschechoslowakei
19. Oktober: In Brüssel wird ein Abkommen
zwischen der EG und der Tschechoslowakei
über den Handel mit gewerblichen Waren pa-
raphiert.

Fischereipolitik
19.120. Oktober: Der Ministerrat für Fischerei-
politik berät auf seiner Tagung in Luxemburg
über Fragen zur Erhaltung der Fischbestände,
stimmt einer Verschärfung der Fangkontrollen
zu und trifft mit einer Abordnung des EP zu
einer Konzertierungssitzung für die Revision
des gemeinsamen Marktes für Fischereier-
zeugnisse zusammen.

Tunesien
19.-21. Oktober: Kommissionsmitglied Claude
Cheysson stattet Tunesien einen offiziellen
Besuch ab und führt Gespräche mit dem Präsi-
denten der Republik und mit dem Minister-
präsidenten über politische Fragen, vor allem
die Probleme im Vorderen Orient und in den
Maghrebländern, die Wirtschaftslage in Tune-
sien sowie über die für Tunesien relevanten
Folgen des Binnenmarktes.

Europarat
20.1 21. Oktober: Die Mitgliedstaaten des ER
beraten auf ihrer achten Raumordnungsmini-
ster-Konferenz in Lausanne über die rationel-
le Nutzung des Bodens. Dfe Minister verab-
schieden eine Reihe von Richtlinien für eine
neue Bodennutzungspolitik, die sowohl eine
ökologisch ausgewogene Entwicklung wie auch
einen quantitativen Schutz der Umwelt för-
dern soll.

Golfstaaten
20.1 21. Oktober: Auf der zweiten Tagung zwi-
schen der Delegation der dem Kooperations-
rat der Golfstaaten (CCG) angehörenden
Ländern und der EG-Kommission werden die
Möglichkeiten der Eröffnung von Verhand-
lungen über den Abschluß eines Abkommens
zur Erweiterung und Liberalisierung der Han-
delsbeziehungen geprüft.

Österreich
21. Oktober: In Brüssel findet das jährliche Mi-
nistertreffen zwischen dem österreichischen
Außenminister, Alois Mock, und der EG-
Kommission statt, bei dem über die bilateralen
Beziehungen, die EG-EFTA-Beziehungen so-
wie internationale politische Fragen beraten
wird.
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Industriepolitik
21.122. Oktober: Der Ministerrat für Industrie-
politik berät auf einem informellen Treffen in
Athen über die Situation im Textilsektor, klei-
ne und mittlere Unternehmen, die EG-Politik
im Bergbau- und Stahlsektor, spricht sich für
eine Förderung der europäischen Textilindu-
strie aus und hält im Stahlbereich die Finan-
zierung sozialer Maßnahmen parallel zur Um-
strukturierung für erforderlich.

Allgemeine Angelegenheiten/EPZ
24.125. Oktober: Der Rat der Außenminister
verabschiedet auf seiner Tagung in Luxemburg
den Beschluß zur Errichtung eines Gerichts
erster Instanz der EG, das für jene Klagen vor
dem Europäischen Gerichtshof zuständig sein
wird, die eine eingehende Prüfung komplexer
Sachverhalte erfordern, und berät über die
Durchführungsverordnungen für die Reform
der Strukturfonds, das allgemeine Präferenz-
system für 1989, den gemeinsamen Sozialraum
und die Lage der Textilindustrie. Im Rahmen
der EPZ geben die Zwölf eine Erklärung zum
Hörn von Afrika und zu Namibia ab, begrüßen
das Abkommen zwischen Äthiopien und So-
malia und die Verbesserung der Beziehungen
zwischen Äthiopien und Sudan, äußern jedoch
Besorgnis über die fortbestehenden internen
Konflikte und fordern die Regierungen auf, in
einen Prozeß nationaler Verständigung einzu-
treten.

Europäisches Parlament
24.-28. Oktober: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten verabschieden
in erster Lesung den EG-Haushalt für 1989
und beraten über die Kontrolle von Unterneh-
menszusammenschlüssen, die Einführung ei-
ner europäischen Sozialgesetzgebung, die ge-
genseitige Anerkennung von Hochschuldiplo-
men, die Entwicklungszusammenarbeit mit
Asien und Lateinamerika, über die Genossen-
schaften als Instrument der Entwicklungshilfe
und das Markenrecht. Am 26. Oktober spricht
der Präsident der EG-Kommission, Jacques
Delors, vor dem Plenum über die Zukunft Eu-
ropas. Am 27. Oktober besucht die norwegi-
sche Ministerpräsidentin, Gro Harlem Brundt-
land, das EP und spricht sich besonders für ei-

ne Zusammenarbeit in den Bereichen Abrü-
stung und Umweltschutz aus.

Verkehrspolitik
26. Oktober: Der Ministerrat für Verkehrspoli-
tik verabschiedet auf seiner Tagung in Luxem-
burg Leitlinien für die Transitverhandlungen
mit der Schweiz, Österreich und Jugoslawien
und berät über eine bessere Finanzierung von
Infrastruktur-Großprojekten, Strukturbereini-
gung in der Binnenschiffahrt und Fragen des
Güterkraftverkehrs.
26. Oktober: In Paris treffen der französische
Premierminister Michel Rocard, der spanische
Ministerpräsident Felipe Gonzalez und ihr
belgischer Amtskollege Wilfried Martens zu
einem Gespräch zusammen, in dessen Mittel-
punkt Fragen der EG stehen.

Europäischer Ausrichtungs- und Garantie-
fonds

26. Oktober: Die EG-Kommission übermittelt
dem Rat und dem EP den 17. Finanzbericht
über die Tätigkeiten der Abteilung Garantie
des EAGFL im Haushaltsjahr 1987.

Bangladesh
26.1 27. Oktober: Der Premierminister von
Bangladesh, Moudud Ahmed, führt in Brüssel
Gespräche mit EG-Kommissionspräsident
Jacques Delors über die Situation in Bangla-
desh und die Präsentation von Industriepro-
jekten vor potentiellen Investoren anläßlich
von Bangladesh-Tagen, die die EG-Kommis-
sion in Brüssel und London organisiert.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
26.127. Oktober: Auf der 259. Plenartagung des
WSA wählen die Mitglieder Alberto Maspro-
ne (Italien) zum neuen Vorsitzenden, der sich
in seiner Antrittsrede damit auseinandersetzt,
wie die Stellung des Ausschusses im institutio-
nellen Rahmen verbessert und insbesondere
wie eine größere Autonomie bei der Verwen-
dung der Haushaltsmittel erreicht werden
kann. Der Ausschuß nimmt Stellungnahmen
zu den mittelfristigen Perspektiven für die Bil-
dung in der EG, den Zukunftsaussichten der
GATT-Verhandlungen in bezug auf die Land-
und Ernährungswirtschaft und zur Regelung
der Sommerzeit an.
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ARIANE
28. Oktober: Vom europäischen Raumfahrt-
zentrum Kourou in Französisch-Guyana wird
eine Trägerrakete vom Typ Ariane mit Fern-
sehsatelliten gestartet.

Vietnam
28.1 29. Oktober: Kommissionsmitglied Claude
Cheysson stattet Vietnam einen offiziellen Be-
such ab und führt Gespräche über die bilatera-
len Beziehungen.

November

Karlspreis
1. November: Der französische Staatspräsident
Franc,ois Mitterrand und der deutsche Bun-
deskanzler Helmut Kohl werden in Aachen in
Würdigung ihrer Bemühungen um eine „dau-
erhafte Freundschaft ihrer Länder" und um
die „Erhaltung und Festigung der EG" mit
dem internationalen Karlspreis ausgezeichnet.

Europäische Politische Zusammenarbeit
1. November: Die Zwölf begrüßen im Rahmen
der EPZ die Freilassung des früheren chileni-
schen Außenministers, Clodomiro Almeyda.
3. November: Die Zwölf äußern in einer Erklä-
rung im Rahmen der EPZ Besorgnis über die
Beschränkungen der Pressefreiheit in Südaf-
rika.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich
3.14. November: Auf den 52. deutsch-französi-
schen Regierungskonsultationen in Bonn ver-
einbaren der französische Staatspräsident
Francois Mitterrand und der deutsche Bun-
deskanzler Helmut Kohl, ihre Politik gegen-
über der Sowjetunion und Osteuropa künftig
eng miteinander abzustimmen. Die Außen-
und Verteidigungsminister erörtern Fragen
der Sicherheits- und Abrüstungspolitik. Der
deutsche Außenminister Hans-Dietrich Gen-
scher und der französische Kultusminister
Jack Lang vollziehen einen Notenwechsel, mit
dem die Ausbildungsgänge von drei deutsch-
französischen Gymnasien eine formell abgesi-
cherte Grundlage erhalten.

Finnland
4. November: In Brüssel finden die ersten Kon-
sultationen mit Finnland auf Ministerebene
statt, bei denen die Aussichten der Zusam-
menarbeit der EG mit der EFTA überprüft
werden.

Innere Angelegenheiten/Katastrophenschutz
4. November: Der Ministerrat für Innere Ange-
legenheiten und Katastrophenschutz billigt auf
seiner Tagung in Brüssel eine Entschließung,
in der er übereinkommt, zur Bekämpfung grö-
ßerer Katastrophen den Austausch von Infor-
mationen und Daten zu intensivieren.

Indonesien
4.-6. November: Kommissionsmitglied Claude
Cheysson stattet Indonesien einen offiziellen
Besuch ab und führt Gespräche mit dem Präsi-
denten Suharto über die politischen Probleme
der Region und die Weltwirtschaftslage.

Telekommunikation
5. November: Der Ministerrat für Telekommu-
nikation berät auf einem informellen Treffen
in Athen über eine Weltkonferenz der Tele-
fon- und Telegrammbehörden in Melbourne
Ende November sowie über die Liberalisie-
rung der Telekommunikationsdienste.

Wirtschafts- und Finanzpolitik
7. November: Der Ministerrat für Wirtschafts-
und Finanzpolitik erörtert auf seiner Tagung
in Brüssel die Wirtschaftslage in der EG und
berät Richtlinienvorschläge über die Eigen-
mittel von Kreditinstituten, die Einführung
von gemeinschaftsweiten Banklizenzen, die Fi-
nanzierung großer Infrastrukturprojekte der
EG und eine Regelung für die Erhebung der
Mehrwertsteuer.

Europäische Volkspartei
7.18. November: In Luxemburg bereiten die De-
legierten von 14 christdemokratischen Partei-
en die Europawahlen im Juni nächsten Jahres
vor und verabschieden ein Manifest, in dem sie
sich für ein wirtschaftlich, politisch und sozial
vereinigtes Europa und für eine gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik aussprechen.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1988/89 465



CHRONOLOGIE DER EUROPÄISCHEN INTEGRATION 1988

Kulturpolitik
8. November: Die EG-Kommission setzt einen
Fachberaterausschuß bestehend aus Persön-
lichkeiten aus Kunst und Kultur für Kulturfra-
gen ein, der sie bei der Festlegung von Leitli-
nien beraten soll.

Energiepolitik
8. November: Der Ministerrat für Energiepoli-
tik einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel auf
Schritte zu einem freieren europäischen Ener-
giemarkt, verabschiedet eine Empfehlung zur
Förderung der Zusammenarbeit zwischen öf-
fentlichen Elektrizitätsversorgungsunterneh-
men und Energieerzeugern und veröffentlicht
Schlußfolgerungen zur Verwirklichung der
„Energiepolitischen Ziele der EG für 1995".

Umweltpolitik
8. November: Die Umweltminister der Bundes-
republik Deutschland, der Schweiz, Liechten-
steins und Österreichs beraten in St. Moritz
über einen Ausbau ihrer Zusammenarbeit im
Bereich Entsorgung von Sondermüll, die Ver-
lagerung des Schwerverkehrs von der Straße
auf die Schiene sowie über die Luftreinhal-
tung.

Europäische Politische Zusammenarbeit
9. November: Die Zwölf begrüßen im Rahmen
der EPZ die Wiederaufnahme von Kontakten
zwischen Nord- und Südkorea und geben der
Hoffnung Ausdruck, daß beide Seiten mit Fle-
xibilität und Phantasie nach einer friedlichen
Lösung der Probleme suchen werden.

Ägypten
11.-13. November: Kommissionsmitglied Clau-
de Cheysson stattet Ägypten einen offiziellen
Besuch ab und führt Gespräche mit Präsident
Mubarak über die Probleme im Nahen Osten.

Zypern
14. November: Der zypriotische Staatspräsi-
dent, Georgios Vassiliou stattet der EG-Kom-
mission in Brüssel einen Besuch ab und führt
Gespräche über die bilateralen Beziehungen,
die Aussichten für wirtschaftliche und finan-
zielle Zusammenarbeit und die politische Si-
tuation auf Zypern.

466

Agrarpolitik
14.115. November: Der Rat der Landwirt-
schaftsminister verständigt sich auf seiner Ta-
gung in Brüssel auf eine geschlossene Abwehr
amerikanischer Forderungen nach einem Ver-
zicht auf Agrarsubventionen; die Politik des
behutsamen Abbaus der Subventionen soll in
multinationalen Verhandlungen offensiv ver-
treten werden, da die Maßnahmen der EG
sich bereits positiv auf die Weltmarktpreise
ausgewirkt hätten.

Europäisches Parlament
14.-18. November: Sitzungswoche des EP in
Straßburg. Die Abgeordneten beraten über
den Arbeitnehmerschutz, den Europäischen
Sozialraum, Regionalisierungskonzepte, die
Reform der Strukturfonds, Ziele der EG-Ver-
kehrspolitik, die Haltung der EG in der Uru-
guay-Runde und Forschungsfragen, äußern
sich in Entschließungen zu politischen Gefan-
genen in Nicaragua und Algerien, zur Hilfe für
die irakischen Kurden, zu Südafrika und Men-
schenrechtsverletzungen in der Türkei und
verurteilen die in der Bundesrepublik
Deutschland geplante Einführung einer Stra-
ßenbenutzungsgebühr für Lastkraftwagen. In
einer Feierstunde gedenken die Abgeordneten
des 100. Geburtstags von Jean Monnet.

Westeuropäische Union
14.115. November: Auf der Tagung des WEU-
Ministerrats in London stehen die Beratungen
über die Ausarbeitung von Einzelheiten der
1987 verabschiedeten „Plattform der Europä-
ischen Sicherheitsinteressen" im Mittelpunkt.
Als neue Mitglieder treten Spanien und Portu-
gal der WEU bei.

Japan
14.115. November: Der Vizepräsident der EG-
Kommission, Karlheinz Narjes, nimmt an dem
dritten Forum Japan - EG in Tokio teil, das
von der Kommission sowie Vertretern des ja-
panischen und europäischen Arbeitgeberver-
bandes veranstaltet wird.

Europarat
16./ 17. November: Das Ministerkomitee berät
auf seiner Tagung in Straßburg die Beziehun-
gen des ER zu den osteuropäischen Ländern,
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die künftige Rolle des Rates beim Aufbau Eu-
ropas, über die Fortsetzung der europäischen
Kampagne zur Interdependenz und Solidarität
zwischen Nord und Süd und verabschiedet ei-
ne Erklärung zur Gleichberechtigung von
Frauen und Männern sowie zum vierzigsten
Jahrestag der Menschenrechtserklärung.

Forschungspolitik
17. November: Der Ministerrat für Forschungs-
politik berät auf seiner Tagung in Brüssel über
den Zusammenhalt der EG in den Bereichen
Forschung und Technologie, über eine weitere
Verringerung des Abstands zwischen den Re-
gionen auf diesem Gebiet, die Weiterentwick-
lung der Gemeinschaftstätigkeit im Bereich
der Raumfahrt und den Stand der Wissen-
schaft und Technologie in Europa.

Europäischer Rechnungshof
17. November: Der Europäische Rechnungshof
verabschiedet seinen Jahresbericht über die
Ausführung des Gesamthaushaltsplans der
EG und über die Transaktionen im Rahmen
des Europäischen Entwicklungsfonds im
Haushaltsjahr 1987.

Binnenmarkt
18. November: Der Ministerrat für Binnen-
marktpolitik berät auf seiner Tagung in Brüs-
sel Fragen des Lebensmittelrechts, der Sicher-
heit von Nutzfahrzeugen, des Markenrechts
und der Gemeinschaftspatente, ein Statut für
die europäische Aktiengesellschaft, die Kon-
trolle von Unternehmenszusammenschlüssen
und Vorschriften zur Ausübung der Rund-
funktätigkeit.

Europäische Politische Zusammenarbeit
21. November: Die Zwölf geben im Rahmen
der EPZ Erklärungen zu Afghanistan ab, in
der sie ihre Besorgnis über die jüngsten Ent-
wicklungen äußern, sowie zu den Entscheidun-
gen des Palästinensischen Nationalrates, de-
nen sie eine besondere Bedeutung beimessen,
und begrüßen die Anerkennung der UN-Reso-
lution Nr. 242 und Nr. 338 durch den PNC,
was de facto eine Anerkennung des Existenz-
rechts Israels bedeutet.

Allgemeine Angelegenheiten
21.122. November: Der Rat der Außenminister
berät auf seiner Tagung in Brüssel die Vorbe-
reitung des Europäischen Rates in Rhodos so-
wie die Schlußfolgerungen des Rates über die
Halbzeitbilanz der Uruguay-Runde und verab-
schiedet eine Empfehlung für die Montrealer
GATT-Konferenz.

Haushaltspolitik
22. November: Der Ministerrat für Haushalts-
politik trifft in Brüssel mit einer Delegation
des EP zusammen, die die Ergebnisse der
Haushaltsberatungen im EP vorlegt. Anschlie-
ßend nehmen die Minister das Haushaltsver-
fahren für 1989 wieder auf.

Bildungspolitik
23. November: Der Ministerrat für Bildungswe-
sen genehmigt auf seiner Tagung in Brüssel ei-
ne Entschließung zur Gesundheitserziehung
und berät über Möglichkeiten der Innovation
im weiterführenden Schulwesen, über das Co-
mett- und das Erasmus-Programm, die schuli-
sche Betreuung der Kinder von Wanderarbeit-
nehmern sowie die Mobilität des Lehrperso-
nals.

Entwicklungspolitik
23. November: Der Ministerrat für Entwick-
lungspolitik genehmigt auf seiner Tagung in
Brüssel eine Entschließung zur Politik der Er-
nährungssicherung in Afrika südlich der Saha-
ra und berät über Fragen der finanziellen und
technischen Hilfe zugunsten der Entwick-
lungsländer Lateinamerikas und Asiens, die
EG-AKP-Verhandlungen, die AIDS-Bekäm-
pfung in den Entwicklungsländern, das Son-
derhilfsprogramm zugunsten einiger afrikani-
scher Länder und nichtprojektgebundener
Hilfen.

Europarat/Medienpolitik
23.1 24. November: Auf der zweiten Europä-
ischen Ministerkonferenz über europäische
Massenmedienpolitik in Stockholm einigen
sich die Minister auf ein Kompromißpaket für
eine Medienkonvention, die 1989 zur Ratifi-
zierung vorliegen soll, in der unter anderem
Leitlinien für die Anteile europäischer Pro-
duktionen im Programmangebot, die Plazie-
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rung von Werbespots und die Anwendung des
Wettbewerbsrechts im Bereich Werbung ent-
halten sind.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
23.1 24. November: Auf seiner 260. Plenarta-
gung verabschiedet der WSA Entschließungen
zum Aktionsprogramm der EG für die Jahre
1989 - 1992, zum Jahresbericht über die Wirt-
schaftslage, zum Programm des Europäischen
Jahrs des Fremdenverkehrs, zum Statut für die
Europäische Aktiengesellschaft, zur sozialen
Sicherheit von Arbeitnehmern und Selbständi-
gen, Bekämpfung von Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit, zum Transitverkehr durch
Drittländer, zur Energiepolitik und Vollen-
dung des Binnenmarktes.

Umweltpolitik
24./ 25. November: Der Ministerrat für Um-
weltpolitik berät auf seiner Tagung in Brüssel
über die Verringerung der Verschmutzung
durch die Titandioxid-Industrie, Maßnahmen
gegen die Luftverunreinigung durch Abgase
von Kraftfahrzeugen mit geringem Hubraum
und Müllverbrennung, über die Möglichkeit
der Schaffung von Arbeitsplätzen durch Um-
weltschutzmaßnahmen, Fragen der Gentech-
nologie, Tierschutz und Klimaprobleme, ver-
abschiedet förmlich die Richtlinie zur Schad-
stoffemission von Großfeuerungsanlagen so-
wie eine Entschließung über die grenzüber-
schreitende Verbringung gefährlicher Abfälle
in Drittländer.

Europäische Politische Zusammenarbeit
25. November: Die Zwölf begrüßen im Rah-
men der EPZ die Umwandlung der Todesur-
teile gegen die sogenannten „Sechs von Shar-
peville" durch den südafrikanischen Staatsprä-
sidenten Pieter Willem Botha.

Fischereipolitik
28. November: Der Ministerrat für Fischerei-
politik einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel
auf eine Verordnung zur Festsetzung der
Orientierungspreise für Fischereierzeugnisse,
berät über die Fangmengen für 1989, die Be-
ziehungen zur Sowjetunion, die Verschmut-
zung der Nordsee und Fragen im Zusammen-

hang mit Sonderregelungen für Spanien und
Portugal.

Europäische Politische Zusammenarbeit
29. November: Die Zwölf äußern sich im Rah-
men der EPZ zum Fortgang des Friedenspro-
zesses in Mittelamerika und erklären sich er-
neut bereit, als Garantiemacht am Friedens-
prozeß teilzunehmen.
30. November: Die Zwölf nehmen in einer
EPZ-Erklärung besorgt Kenntnis von der Ver-
weigerung eines Einreisevisums für den Vor-
sitzenden des PLO-Exekutivkomitees, Yasser
Arafat, der vor den Vereinten Nationen in
New York sprechen sollte und rufen die ame-
rikanische Regierung auf, diese Entscheidung
zu überdenken.

Europäische Freihandelszone
29. November: Kommissionsmitglied Willy De
Clercq nimmt an der gemeinsamen Tagung
zwischen der EG-Kommission und den Minis-
tern der EFTA-Länder teil, auf der die Bilanz
der seit der Luxemburger Erklärung erzielten
Fortschritte in der Zusammenarbeit zwischen
EG und EFTA gezogen wurde.

Kulturpolitik
30. November: Der Ministerrat für Kulturpoli-
tik berät auf einem informellen Treffen in At-
hen über die Zukunft des audiovisuellen Sek-
tors, die Auswirkungen des Binnenmarktes auf
den Bereich Kunst und Kultur sowie die kultu-
relle Zusammenarbeit mit europäischen Län-
dern außerhalb der EG.

Dezember

Europäische Politische Zusammenarbeit
1. Dezember: Die Zwölf begrüßen in einer Er-
klärung im Rahmen der EPZ die jüngsten
Friedensbemühungen im Sudan.

Bundesrepublik Deutschland/Frankreich
1. Dezember: Der Deutsche Bundestag und die
französische Nationalversammlung debattie-
ren und ratifizieren gleichzeitig die beiden
Protokolle zum Elysee-Vertrag vom 22. 1.
1963, in denen zwei deutsch-französische Räte
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Dezember

für Verteidigung und Sicherheit sowie für
Wirtschaft und Finanzen vorgesehen sind.

Kommission
1. Dezember: Die EG-Kommission genehmigt
einen Bericht an den Rat und das EP über die
„Anleihe- und Darlehenstätigkeit der Ge-
meinschaft im Jahr 1987".

Europäischer Rat
1.1 2. Dezember: Der Europäische Rat der
Staats- und Regierungschefs berät in Rhodos
die Aufstellung eines Zeitplanes für die Voll-
endung des Binnenmarktes, die Meinungsver-
schiedenheiten bezüglich der Abschaffung von
Grenzkontrollen, den französischen Vorschlag
zur Schaffung eines „audiovisuellen Eureka",
die soziale Dimension des Binnenmarktes für
die während der kommenden spanischen Prä-
sidentschaft die Grundlagen erarbeitet werden
sollen, außenpolitische Themen wie das Ost-
West-Verhältnis, die Konflikte im Nahen
Osten und die Zypern-Frage. Hierzu werden
EPZ-Erklärungen abgegeben, ebenso zur in-
ternationalen Rolle der Gemeinschaft, wobei
betont wird, daß die EG nach der Vollendung
des Binnenmarktes keine „Festung Europa"
darstellen wird, sondern daß das Binnen-
marktkonzept auf der Grundlage der Prinzi-
pien des Internationalen Zoll- und Handelsab-
kommens (GATT) beruhe.

NATO
1.12. Dezember: Auf der Ministertagung des
Verteidigungsausschusses der NATO in Brüs-
sel sprechen sich die Teilnehmer für die Auf-
rechterhaltung militärischer Stärke aus, begrü-
ßen die „Zeichen der Veränderung" in der So-
wjetunion, fordern sie aber auf, den Ankündi-
gungen über die Annahme einer defensiven
Militärdoktrin auch Taten folgen zu lassen.

Westeuropäische Union
5.-8. Dezember: Auf dem zweiten Teil der 34.
ordentlichen Tagung der WEU-Versammlung,
an der erstmals auch Portugal und Spanien
teilnehmen, wird über die strategische Lage
Europas, den Golf-Krieg und den Einsatz eu-
ropäischer Kriegsschiffe in dieser Region, die
Ost-West-Beziehungen, die Lage im Mittel-
meerraum und der Einsatz europäischer Satel-

liten zur Überwachung von Abrüstungsabkom-
men beraten.

Europäische Politische Zusammenarbeit
6. Dezember: Die Zwölf äußern im Rahmen ei-
ner EPZ-Erklärung gegenüber dem argentini-
schen Präsidenten, Raul Alfonsin, ihre Befrie-
digung über die Bestätigung der legitimen Au-
torität des Staates nach der Rebellion einiger
Einheiten der Streitkräfte und erklären ihre
Solidarität und Unterstützung für die Konsoli-
dierung der Demokratie in Argentinien.

Jugoslawien
7. Dezember: Der jugoslawische Ministerpräsi-
dent, Branko Miklic, stattet der EG-Kommis-
sion in Brüssel einen Besuch ab und führt mit
Präsident Jacques Delors Gespräche über die
wirtschaftliche Situation Jugoslawiens und das
Reformprogramm sowie die Bemühungen des
Landes um eine Stärkung der Beziehungen zur
EG.

Marokko
7.-10. Dezember: Kommissionsmitglied Claude
Cheysson stattet Marokko einen offiziellen
Besuch ab und führt Gespräche über den
Stand der Zusammenarbeit, die erheblich zu-
genommen hat, insbesondere durch die Unter-
zeichnung des Fischereiabkommens zwischen
der EWG und Marokko.

SADDC
7.18. Dezember: Eine Delegation der SADDC
(Konferenz zur Koordinierung der Entwick-
lung im südlichen Afrika) stattet der EG-Kom-
mission in Brüssel einen Besuch ab und führt
Gespräche über die Vorbereitung der näch-
sten jährlichen Konsultationskonferenz der
SADDC.

Andengruppe
8. Dezember: Der Vizepräsident Boliviens, Ju-
lio Garrett, stattet der EG-Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die Möglichkeiten eines Ausbaus der Ko-
operation zwischen der EG und der Anden-
gruppe.
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Frankreich
8. Dezember: Das französische Außenministe-
rium hebt den Visumzwang für alle Bürger aus
den 21 Mitgliedstaaten des Europarates - mit
Ausnahme der Türkei - auf, der nach einer
Attentatswelle für alle Ausländer mit Ausnah-
me von EG-Bürgern und der Schweiz einge-
führt wurde.

Umweltschutz
8. Dezember: Nach dem Erlaß der Verordnung
(EWG) Nr. 2052/88 über die Aufgabe des
Strukturfonds durch den Rat hat die EG-Kom-
mission im Lichte der bisherigen Erfahrungen
eine Mitteilung über spezifische Bewertungs-
verfahren verabschiedet, durch die die Verein-
barkeit der durch die Finanzierungsinstrumen-
te der EG finanzierten Aktionen mit den An-
forderungen des Umweltschutzes gewährlei-
stet werden soll.

Verkehrspolitik
8.19. Dezember: Der Ministerrat für Verkehrs-
politik berät auf seiner Tagung in Brüssel die
Angleichung von Wettbewerbsbedingungen im
Güterkraftverkehr, die von der Bundesrepu-
blik Deutschland geplante Einführung einer
Straßengebühr für Lastwagen und einigt sich
auf eine gemeinsame Linie für die Transit-
Verhandlungen mit den Alpenländern, die
1989 zum Abschluß umfassender Verkehrsab-
kommen führen sollen.

Europäische Politische Zusammenarbeit
9. Dezember: Die Zwölf geben eine EPZ-Erklä-
rung zum 40. Jahrestag der UNO-Menschen-
rechts-Charta ab, in der sie ihre Besorgnis
über weltweit andauernde Verletzungen der
Menschenrechte und Grundfreiheiten äußern.

Innere Sicherheit
9. Dezember: Der Ministerrat für Angelegen-
heiten der Inneren Sicherheit berät auf seiner
Tagung in Brüssel über die möglichen Gefah-
ren eines „Europa ohne Grenzen" nach 1992,
besonders in den Bereichen Terrorismus,
Rauschgift und organisiertes Verbrechen, ei-
nigt sich auf einen intensiveren Informations-
austausch und mehr Zusammenarbeit bei Fra-
gen der Auslieferung, erörtert eine Liste von
Ländern, für die eine Visapflicht bestehen

sollte, und behandelt Probleme der illegalen
Einwanderung sowie der Angleichung des
Asylrechts in Europa.

NATO
9. Dezember: Auf der Ministertagung des
Nordatlantikrates in Brüssel weisen die Teil-
nehmer auf die „klaren Anzeichen für Verän-
derungen" in der sowjetischen Innen- und Au-
ßenpolitik hin, sprechen sich für die Fortfüh-
rung der Sicherheitspolitik des Bündnisses
aus, zu der auch die Rüstungskontrolle gehöre,
verabschieden eine Erklärung zur Kontrolle
konventioneller Rüstung, und legen ihre Ver-
handlungsleitlinien für die vorgesehenen Ver-
handlungen über Vertrauens- und sicherheits-
bildende Maßnahmen im Rahmen des KSZE-
Folgeprozesses dar.

Vereinigte Staaten von Amerika
9. Dezember: In Brüssel führen die Delegatio-
nen der EG-Kommission und der USA anläß-
lich ihres jährlichen Treffens auf Ministerebe-
ne einen umfassenden Gedankenaustausch
über die Weltwirtschaftslage, das Verschul-
dungsproblem, die Ost-West-Beziehungen
und die Vollendung des Binnenmarktes.

Fischereipolitik
9.-11. Dezember: Der Ministerrat für Fische-
reipolitik einigt sich auf seiner Tagung in Brüs-
sel auf neue Fangmengen für verschiedene
Fischarten, die die Erhaltung der Fischbestän-
de in der Nordsee sichern sollen, dehnt die be-
sonders geschützte 12-Meilen-Zone vor der
deutschen Nordseeküste für die Hauptfangsai-
son auf 20 - 30 Seemeilen aus und berät über
die Verschmutzung der Nordsee und ein mög-
liches Fischereiabkommen mit der Sowjet-
union.

Spanien
12. Dezember: Der spanische Ministerpräsi-
dent Felipe Gonzalez erörtert mit Kommis-
sionspräsident Jacques Delors Fragen der spa-
nischen EG-Präsidentschaft im ersten Halb-
jahr 1989.

Schengener Abkommen
12. Dezember: In Brüssel treffen sich Minister
der Benelux-Staaten, Frankreichs und der
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Dezember

Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des
Schengener Abkommens, das diese Staaten im
Interesse der Erleichterung des freien Ver-
kehrs von Waren und Personen unterzeichnet
haben.

Wirtschaft und Finanzen
12. Dezember: Der Ministerrat für Wirtschafts-
und Finanzpolitik vereinbart auf seiner Ta-
gung in Brüssel die Erhöhung der Steuerfrei-
mengen im Reiseverkehr, berät die Wirt-
schaftsrichtlinien für das kommende Jahr und
einigt sich auf zwei Schritte zur Verwirkli-
chung eines gemeinsamen Finanzmarktes: ei-
ne gemeinsame Definition für den Begriff der
Eigenmittel der Banken und gemeinsame Re-
geln für die Veröffentlichungspflicht bei der
Ausgabe von Wertpapieren.

Kommission/Bürgerberater
12. Dezember: In Bonn wird eine Bürgerbera-
tungsstelle beim Presse- und Informationsbüro
der EG-Kommission eröffnet, die die Bürger
über die ihnen im Gemeinschaftsrecht garan-
tierten individuellen und kollektiven Rechte
aufklären und ihnen helfen soll, sie geltend zu
machen.

Agrarpolitik
12.-15. Dezember: Der Rat der Landwirt-
schaftsminister berät auf seiner Tagung in
Brüssel über Einkommensbeihilfen für Land-
wirte, die Milchquotenregelung und Reformen
zur Senkung der Überschußproduktion von
Rindfleisch; ein Kompromißpaket findet je-
doch nicht die notwendige Mehrheit.

Europäisches Parlament
12.-16. Dezember: Sitzungswoche des EP in
Straßburg: Am 14. Dezember berichtet der
amtierende Ratspräsident, der griechische Au-
ßenminister, Karolos Papoulias, über den EG-
Gipfel in Rhodos; sein Stellvertreter, Theodo-
ros Pangalos gibt eine Erklärung über die
halbjährliche Tätigkeit der griechischen Präsi-
dentschaft ab. Die Abgeordneten beraten über
die Feststellung des Haushaltes für 1989, das
System der Eigenmittel der EG, den Verbrau-
cherschutz im Lebensmittelrecht, über Sicher-
heit und Schutz der Arbeitnehmer, multinatio-
nale Unternehmen in der EG, die Harmonisie-

rung der Telekommunikationsmärkte, die Er-
gebnisse der GATT-Verhandlungen, Fragen
der Freizügigkeit und die Reform der Struk-
turfonds und verabschieden in einer Dringlich-
keitsdebatte eine Entschließung, in der sie die
EG auffordern, die PLO als Exilregierung der
israelisch besetzten Gebiete anzuerkennen.
Eine parlamentarische Delegation der Volks-
republik China besucht das EP.

Industriepolitik
13. Dezember: Der Ministerrat für Industriepo-
litik berät auf seiner Tagung in Brüssel über
die Umstrukturierung der italienischen staat-
lichen Stahlindustrie und die Gewährung von
Subventionen sowie die flankierenden sozialen
Maßnahmen zum Kapazitätsabbau in der eu-
ropäischen Stahlindustrie.

Tourismus
14. Dezember: Der Ministerrat für Tourismus
tagt in Brüssel zum ersten Mal, beschließt,
1990 zum europäischen Jahr des Fremdenver-
kehrs auszurufen, und berät über gemeinsame
Regelungen für Pauschal-Reisen und die
Koordination der Arbeit in internationalen
Tourismus-Organisationen.

Kommission
14. Dezember: Es werden die neuen Mitglieder
der EG-Kommission ernannt, die am 6. Januar
1989 ihre vierjährige Amtszeit antreten wer-
den.

Malta
14. Dezember: Das Zusatzprotokoll zum Asso-
ziierungsabkommen zwischen der EG und
Malta und das im Anschluß an den spanischen
und portugiesischen Beitritt geschlossene An-
passungsprotokoll zum selben Abkommen
wird unterzeichnet.

Gesundheitspolitik
15. Dezember: Der Ministerrat für Gesund-
heitspolitik vereinbart auf seiner Tagung in
Brüssel einen Maßnahmenkatalog zum besse-
ren Schutz von Aids-Infizierten am Arbeits-
platz, über die Auszeichnung von Tabakpro-
dukten, das Gemeinschaftsprogramm „Europa
gegen den Krebs", zum Kampf gegen Drogen-
abhängigkeit und Gesundheitsfragen im TM-
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sammenhang mit dem Binnenmarkt nach
1992.

Forschungspolitik
15. Dezember: Der Ministerrat für Forschungs-
politik einigt sich auf seiner Tagung in Brüssel
auf ein vierjähriges Programm für die Luft-
fahrtforschung, das Teil des BRITE/EURAM-
Programms für 1989 - 1992 ist und auch For-
schungsförderung für die industrielle Ferti-
gungstechnologie und die Verwendung neuer
Werkstoffe vorsieht; ebenso wird über die Bil-
ligung des JOULE-Programms zur Entwick-
lung nicht-nuklearer Energien und rationeller
Energieanwendung beraten.

Finnland
75. Dezember: Der finnländische Außenmini-
ster K. Sorsa stattet der EG-Kommission in
Brüssel einen Besuch ab und führt Gespräche
über die Zukunftsaussichten für die Zusam-
menarbeit zwischen der EG und den EFTA-
Ländern, die Beziehungen zu den osteuropä-
ischen Ländern und den internationalen Wa-
renverkehr nach dem Ministertreffen von
Montreal im Rahmen der Uruguay-Runde so-
wie die Beziehungen zwischen der EG und
Finnland auf dem Schiffbausektor.

Wirtschafts- und Sozialausschuß
15. Dezember: Der WSA verabschiedet auf sei-
ner 261. Plenartagung Stellungnahmen zur
Strategie im Bereich der Luftfahrt, zum TE-
DlS-Programm, BRITE-EURAM-Programm,
Agrarforschungsprogramm, Monitor-Pro-
gramm, zu Luftqualitätsnormen und gefähr-
lichen Abfällen.

Europäische Politische Zusammenarbeit
16. Dezember: Die Zwölf begrüßen in EPZ-Er-
klärungen die Entscheidung der amerikani-
schen Regierung, in einen Dialog mit der PLO
einzutreten, und die in Brazzaville unterzeich-
nete Vereinbarung zwischen Angola, Kuba
und Südafrika über die Unabhängigkeit von
Namibia auf der Basis der Resolution Nr. 435
des UN-Sicherheitsrates.

Arbeits- und Sozialpolitik
16./17. Dezember: Der Ministerrat für Arbeits-
und Sozialpolitik berät auf seiner Tagung in

Brüssel über die Verwirklichung des Binnen-
marktes, die Weiterbildung, über außeror-
dentliche Hilfe für Bildungseinrichtungen in
Griechenland und soziale Sicherheit für Wan-
derarbeitnehmer, erzielt einen gemeinsamem
Standpunkt über einen Richtlinienvorschlag
zur Sicherheit und Gesundheit am Arbeits-
platz und genehmigt die zweite Phase des Sti-
pendien- und Austauschprogramms zwischen
Unternehmen und Universitäten.

Kanada
17. Dezember: Die bilateralen Verhandlungen
zur Beilegung des Streits zwischen der EG und
Kanada wegen diskriminierender Praktiken
der amtlichen Alkoholverkaufsstellen der ka-
nadischen Provinzen werden mit der Aufhe-
bung aller Diskriminierungen abgeschlossen.

Tschechoslowakei
19. Dezember: In Brüssel unterzeichnen der
Außenhandelsminister der Tschechoslowakei,
Jan Serba, der stellvertretende griechische Au-
ßenminister, Theodoros Pangalos, sowie Kom-
missionsmitglied Willy De Clercq ein Abkom-
men über den Handel mit gewerblichen Er-
zeugnissen.

Allgemeine Angelegenheiten
19. Dezember: Der Rat der Außenminister be-
rät auf seiner Tagung in Brüssel über die Er-
gebnisse der Halbzeitbilanz der Uruguay-Run-
de von Montreal, die Stahlvereinbarungen, die
Inkraftsetzung eines Textilabkommens mit
China, die Finanzprotokolle mit Zypern und
Malta, das weitere Vorgehen im Anschluß an
den Europäischen Gipfel in Rhodos, über den
Streit mit den Vereinigten Staaten um die am
1. Januar 1989 in Kraft tretende Hormon-
Richtlinie, billigt eine Liste möglicher Gegen-
maßnahmen, für den Fall, daß eine gütliche
Einigung über die von amerikanischer Seite
angekündigten Maßnahmen nicht zustande
kommt, legt allgemeine Leitlinien für die fi-
nanzielle und technische Hilfe zugunsten der
Entwicklungsländer in Lateinamerika und
Asien für 1989 fest und genehmigt vier Durch-
führungsverordnungen zur Reform der Struk-
turfonds.
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Agrarpolitik
19.120. Dezember: Der Rat der Landwirt-
schaftsminister setzt seine Tagung vom 15. De-
zember in Brüssel fort, kann sich aber erneut
nicht über die strittigen Themen Milchquoten-
regelung, Direktbeihilfen für Landwirte sowie
die Reform der Rinder- und Schafzucht eini-
gen.

Binnenmarktpolitik
20.121. Dezember: Der Ministerrat für Binnen-
marktpolitik einigt sich auf seiner Tagung in
Brüssel auf gemeinsame Sicherheitsanforde-
rungen für gewerblich genutzte Maschinen, ei-
ne Vereinheitlichung des Lebensmittelrechts
und der Kontrollen in diesem Bereich sowie
gemeinsame Positionen im Arzneimittelbe-
reich; umstritten bleibt die Einrichtung einer
EG-weiten Fusionskontrolle.

Japan
20.1 21. Dezember: In den Gesprächen zwi-
schen der EG und Japan in Tokio über den
Schutz geistigen Eigentums, insbesondere der
Nachahmung berühmter europäischer Mar-
kennamen, werden zufriedenstellende Ergeb-
nisse erzielt.

Tschechoslowakei
20.-22. Dezember: Kommissionsmitglied Willy
De Clercq stattet der Tschechoslowakei einen
Besuch ab und führt Gespräche über die bila-
teralen und die Ost-West-Beziehungen.

Europäische Politische Zusammenarbeit
31. Dezember: Die Zwölf geben eine EPZ-Er-
klärung anläßlich des Jahrestages des Einmar-
sches der sowjetischen Truppen in Afghani-
stan am 27. Dezember 1979 ab, in der sie sich
zuversichtlich über eine baldige politische Lö-
sung des Konflikts äußern.
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